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Amtliche Ayzeigen 30 Pfg Reklemen em Schluß des redattienehben
Anzeigen Annahme bei der Expedition in Halle a/S. und bei allen bekannten Annoncen-Expediticnen.

eils die Seil 7. Pfg.

Montag, 9. März 1903.

Halle a. S., 9. März.
Antrag auf Vorlegung eines Schuldotationsgeſetzes.

Abg. Frhr. v. Zedlitz hat zur Beratung des Kultusetats im
Abgeordnetenhauſe den Antrag eingebracht, die königliche
Staatsregierung zu erſuchen, baldigſt den Entwurf eines Ge
ſetzes vorzulegen, durch das die Unterhaltung der
Volksſchule nach Maßgabe der Verfaſſung geregelt und
unter entſprechender Erhöhung der Staatszuſchüſſe den Uebel
ſtänden abgeholfen wird, die aus der großen Ungleich
heit der Lehrerbeſol dungen für Schule und Lehrer,
ſowie für die Volksſchulbildung weiter Kreiſe der Bevölkerung
erwachſen.

Jm Reichstage wurde am Sonnabend zunächſt der Etat
über den allgemeinen Penſionsfond begonnen.
Anweſend waren der preußiſche Kriegsminiſter v. Goßler und
der Staatsſekretär des Reichsſchatzamts Frhr. v. Thielmann.
Das Wort erhält der Abg. Graf Oriola (nl.), um ſeine
Stimme zu erheben für die Jnvaliden, ihre Witwen und
die Hinterbliebenen, um wiederum, wie ſchon ſo oft, zu mahnen,
daß wenigſtens die dringendſten Notſtände doch endlich ent-
ſprechend den Verſprechungen der Regierung beſeitigt werden
möchten. Er erinnerte daran, was im vorigen Jahre General
v. Tippelskirch im Namen des Kriegsminiſters v. Goßler und
im Namen der Reichsregierung verſprochen hat inbezug auf das
in Ausſicht genommene Militärpenſionsgeſetz. Der Rednererinnerte
ferner daran, daß in der Budgetkommiſſion der Abg. Graf
Roon (k.) ſich mit Recht nicht geſcheut habe, ſeiner Em-
pörung darüber Ausdruck zu geben, daß das feierlich und
feſt verſprochene Militärpenſionsgeſetz nicht vorgelegt ſei. Grafv. Driola machte ſich dieſen Ausdruck im Reichstage zu eigen

und erklärte mit großer Erregung, daß auch er und mit ihm
ſeine Fraktionsgenoſſen und die meiſten Mitglieder des Reichs
tages empört ſeien durch ein ſolches Verhalten der verbündeten
Regierungen. Er hielt auch dem Kriegsminiſter vor, daß dieſer

zu Unrecht in den e zum Kriegsinvalidengeſetz die Nachprüfungen auf Grund des Geſetzes vom
Mai 1901 verboten habe. Graf Oriola ſchließt ſeine energiſche und
wirkungsvolle, im Hauſe mit Beifall aufgenommene Rede mit der
dringenden Aufforderung, dem nächſten Reichstage ſogleich bei
ſeinem Zuſammentreten das vom Reichstage einſtimmig ver-
langte Geſetz vorzulegen und dieſem Geſetz rückwirkende
Kraft zu geben, weil ohne dieſe Beſtimmung das Geſetz
vorausſichtlich nicht die Zuſtimmung des Reichstages finden
würde. Der Kriegsminiſter v. Goßler antwortete in
derſelben Weiſe, wie er es in der Kommiſſion getan hatte, daß
es bei der finanziellen Lage unmöglich ſei, das Geſetz
jetzt vorzubringen. Da aber alle Stellen darüber einig ſeien,
ſo könne man hoffen, daß es ſich doch in abſehbarer Zeit er
möglichen laſſen werde. Abg. Graf Roon (k.) ſprach ſich ebenſo
entſchieden und ebenſo warm für die Vorlage aus wie der
Abg. Graf von Oriola. Abg. Graf Oriola (natl.) erklärte
ſich durch die Ausführungen des Kriegsminiſters keines-
wegs zufriedengeſtellt. Abg. v. Kardorff (Rp.)
äußerte ſeine Zuſtimmung zu den Reden der Abgg. Grafen
Oriola und Roon. Nach kurzen weiteren Ausführungen, bei
denen auch die Deckungsfrage zur Sprache kam, wurde die
Beſprechung geſchloſſen und der Etat des Militärpenſionsfonds
genehmigt. Es folgte der Reſt des Poſtetats. DieKommſſen ſchlug vor, die beabſichtigte Vermehrung der etats

mäßigen Poſtaſſiſtentenſtellen um 2000 zu genehmigen. Abg.
Dr. Müller Sagan (frſ. Vp.) beantragte, noch 1000
Aſſiſtentenſtellen mehr zu bewilligen und für dieſe ſowohl wie
auch für Beſſerſtellung von Hilfsarbeitern die Ausgabe um ins-
geſamt eine Million zu erhöhen. Abg. v. Waldow (konſ.)
wünſchte den Reichskanzler durch eine Reſolution zu erſuchen,
die Poſtaſſiſtentenſtellen bei einer Verkehrsſteigerung noch c
vermehren. Abg. Dr. Müller-Sagan (frſ. Vp.) wollte
die nichtangeſtellten Poſtaſſiſtenten nach 5jähriger Dienſtzeit
im Einkommen den angeſtellten Aſſiſtenten gleichgeſtellt ſehen.
Staatsſekretär Kraetke erwiderte in längerer Ausführung, daß
aus dienſtlichen Rückſichten eine Vermehrung der Poſtaſſiſtenten-
ſtellen über 2000 hinaus nicht möglich ſei. Da der Abg. Lede
bour mit Erfolg die Beſchlußfähigkeit anzweifelte, hatte
die Sitzung ein Ende. Vizepräſident Büſing ſetzte darauf die nächſte
Sitzung auf 4 Uhr 30 Minuten mit der Tagesordnung „Fort-
ſetzung der abgebrochenen Beratung“ an. Jn der zweiten
Sitzung wurde die Abſtimmung über die Reſolution des
Abg. Müller-Sagan abgeſetzt und die zweite Leſung des Militär
etats bei dem Titel „Gehalt des Miniſters“ begonnen. Abg.Kunert (S.) beſchwerte ſich über die Lückenhaftigkeit der für

das Jahr 1901 veröffentlichten Militärſtrafſtatiſtik und ver
langte für jeden Soldaten das Recht des paſſiven Widerſtandes.
Die Henker der alten Zeit würden heute durch die Unteroffiziere
übertroffen, die ihre Untergebenen brutal und grauſam miß-
handelten. Als Redner die Manöverführung des Kaiſers be
ſprechen wollte, wurde er vom Präſidenten daran gehindert.
Er ſetzte dann noch ſeine Kritik über die Kavallerie fort. Die
weitere Beratung wurde auf Montag vertagt.

Aus dem Abgeordnetenhauſe. Jn der Sonnabend
Sitzung des Abgeordnetenhauſes erhielt vor Eintritt in die
Tagesordnung der konſervative Abg. v. Pappenheim das
Wort und machte dem Abg. Ernſt (freiſ. Vg.) einen ſcharfen
Vorwurf dafür, daß er ſeine bei der Beratung über den Etat
der „Waſſerbauverwaltung“ gehaltene Rede in dem korrigierten

Stenogramm in tendenziöſer Weiſe zu einer beleidigenden
Unrichtigkeit für die Mitglieder von der rechten Seite des
Hauſes abgeändert habe. Die konſervativen Abgeordneten
werden beſchuldigt, durch die Ablehnung des Mittellandkanals
die Beſitzer der Wieſen an der Netze um Hunderttauſende ge
ſchädigt zu haben, während es in der Rede ſelbſt geheißen
habe, bei der Verbeſſerung der Verhältniſſe an der Netze ſeien
Tauſende verloren gegangen. Die Abſicht des Abg. Ernſt, ſichgegen dieſen Vorwurf ſofort zu verteidigen, verhinderte der

Präſident v. Kröcher, weil es mit dem von ihm bei ſolchen
Gelegenheiten geübten Verfahren nicht übereinſtimme, auf die
Rede eines Abgeordneten vor der Tagesordnung eine Erörte-
rung folgen zu laſſen. Er ſei aber gern bereit, in einer der
nächſten Sitzungen dem angegriffenen Abgeordneten gleichfalls
vor der Tagesordnung das Wort zu erteilen. Dieſe Anſicht
hielt der Praſident in einer daraus entſtehenden Geſchäfts-
ordnungsdebatte auch gegen Abgeordnete von der national
liberalen Partei aufrecht, ſodaß der Abg. Ernſt ſich
ſchließlich mit der Erklärung begnügte, in der nächſten Sitzung
das Wort zu ſeiner Rechtfertigung nehmen zu wollen. Nachdem
ſodann die Geſetzentwürfe betr. die Erweiterung des Stadt
kreiſes Gelſenkirchen und betr. die Aenderung von
Amtsgerichtsbezirken in dritter Leſung ohne
Erörterung angenommen worden waren, wurde zur zweiten
Beratung des Kultus-Etats übergegangen. Abg.
Winckler (k.) berichtete über die Verhandlungen in der
Kommiſſion und machte Vorſchläge über die geſchäftliche
Behandlung des Etats, denen von verſchiedenen Seiten
zugeſtimmt wurde und deren Beachtung der Präſident empfahl.
Wie alljährlich wurde dann die Generaldiskuſſion ein-
geleitet durch eine Klagerede des Zentrumsabgeordneten
Dauzenberg, der ſich eingehend darüber ausſprach, daß die
katholiſchen Staatsbürger nicht als den evangeliſchen gleichberechtigt
angeſehen und auch die katholiſchen Schweſtern weniger gut als die
evangeliſchen behandelt würden. Außerdem brachte der Redner
noch zahlreiche andere Beſchwerden der katholiſchen Bevölkerung vor.
Kultusminiſter Studt begann ſeine Erwiderung reſigniert mit der
Konſtatierung, daß dieſelben Klagen und dieſelbe Rede des Abg.
Dauzenberg nun ſeit 1895 beim Kultusetat wiederkehren Der
Miniſter habe an den Grundſätzen ſeines Vorgängersüberall feſtge
halten. Bei der zweiten Leſung des Kultusetats richtete Abg.
v. Eynern (natl.) die Anfrage an den Kultusminiſter, ob
Biſchof Korum inzwiſchen ſeinen Erlaß rückgängig
gemacht habe. Dieſe Rückgängigmachung ſei eine
Vorbedingung für jede weitere Verhandlung über
dieſen Fall. Jm übrigen bezweifle er, daß der
gegenwärtige Augenblick geeignet ſei zur Aufhebung
des S 2 des Jeſuitengeſetzes. Kultusminiſter Dr. Studt
erwiderte, es ſei ihm noch nicht bekannt, daß die Verhandlungen
des preußiſchen Geſandten mit der Kurie über den Trierer Fall
zum Abſchluß gekommen ſeien, ebenſowenig wiſſe er, in welchem
Stadium ſich die Beſchlußfaſſung des Bundesrates über die
Aufhebung des S 2 des Jeſuitengeſetzes befinde. Abg. Dr.
Porſch meinte recht naiv: Die Forderung auf Aufhebung
des S 2 des Jeſuitengeſetzes könne kein anſtändiger Menſch
ablehnen. Es ſei bedauerlich, daß den katholiſchen
Ordensſchweſtern keine Niederlaſſungen bei Berlin ge-
ſtattet ſeien. Abg. Dr. Sattler (nat. lib.) erklärte,
auch ſeine Partei ſei der Anſicht, daß die konfeſſionelle
Trennung für die Volksſchule das beſte ſei. Anders ſtehe es
aber mit den höheren Schulen. Vor allen Dingen müſſe man
den Anſpruch der Kirche auf die Leitung des geſamten Unter-
richts bekämpfen. Der Biſchof Korum habe alle paritätiſchen
Schulen als konfeſſionslos bezeichnet. Den Orden ſei die
Regierung weit genug entgegengekommen. Nach einer weiteren
perſönlichen Auseinanderſetzung zwiſchen den Abgg. Dr. Sättler
(nat.-lib.) und Dr. Porſch (Ztr.) wurde die Beratung auf
Montag vertagt.

Der Kaiſer in Bremen. Der Kaiſer und der Groß-
herzog von Oldenburg begaben ſich Sonnabend früh, begleitet
von dem Generaldirektor des Norddeutſchen Lloyd Dr. Wiegand
und dem Vizepräſidenten Konſul Achelis, auf dem Dampfer
„Kehre wieder“ von Bord des Linienſchiffes „Kaiſer Wilhelm U.“
nach Bremerhaven und fuhren ohne Aufenthalt nach Bremen.
Hier erfolgte die Ankunft vormittaass 11 Uhr.
Am Bahnhof waren Bürgermeiſter Pauli und
Senator Marcus zur Begrüßung erſchienen. Außer dem
Gefolge des Kaiſers und des Großherzogs waren auch Reichs-
kanzler Graf Bülow und der Eiſenbahnminiſter Budde
zugegen. Nach der allgemeinen Briten und Vorſtellung
erfolgte die Abfahrt nach dem Ratskeller, wo im
Senatorenzimmer das Frühſtück des Senats ſtattfand. Dem
Kaiſer und dem Großherzog wurden auf der Fahrt durch die
mit Flaggen reich geſchmückten Straßen der Stadt vom Publikum
herzliche Huldigungen dargebracht, wofür beide huldvoll dankten.
Die Abfahrt vom Ratskeller zum Bahnhof erfolgte unter
erneuten ſtürmiſchen Huldigungen um 1 Uhr nachmittags. Der
Kaiſer trat ſofort die Rückreiſe nach Berlin an, während der
Großherzog um 2 Uhr nach Oldenburg zurückreiſte. Am
Abend nahm der Kaiſer in Berlin die Huldigungs-
fahrt des deutſchen Automobilverbandes
entgegen. Se. Majeſtät war um 7 Uhr auf dem Lehrter
Bahnhof von der Kaiſerin empfangen worden und
hatte ſich unter lebhaften Zurufen der gewaltigen Unter den
Linden und am Luüuſtgarten bereits verſammelten Menſchen
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Druck und Verlag von Otto Thiele in Halle a. S.

maſſen nach dem Kgl. Schloß begeben. er erſchienen als-
bald die Majeſtäten, Prinz und in Heinrich, Prinz
Joachim und Prinzeß Viktoria auf dem Balkon über Portal IV,
und während vor dieſem Portal eine Militärkapelle mit einem
Marſch einſetzte, ſauſte der Zug der Automobile von den
Linden her heran. (Ein beſonderer Artikel an anderer Stelle
dieſer Nummer berichtet darüber.)

Beſuch Kaiſer Wilhelms in Dänemark. Da der
85. Geburtstag des Königs Chriſtian von Dänemark in die
Charwoche fällt, gedenkt Kaiſer Wilhelm nicht am Geburts
tage ſelbſt dem König einen Beſuch abzuſtatten. Dagegen
trifft er, wie „Ritzaus Tel.-Bur.“ beſtätigt, am 2. April
nachmittags in Kopenhagen ein, um den König zu beſuchen.

Von der Reiſe der kaiſerlichen Prinzen. Der deutſche Kron-
prinz und Prinz Eitel Friedrich von Preußen ſind Sonntag früh 7 Uhr
nach guter Fahrt an Bord der Jacht „Saphir“ wohlbehalten in
Alexandrien eingetroffen und am Landungsplatz von einem Vertreter
des Khedive, dem deutſchen Generalkonſul in Kairo, dem deutſchen
Konſul, ſowie dem Gouverneur empfangen worden. Jn Begleitung
dieſer Perſönlichkeiten unternahmen die Prinzen eine Wagenfahrt durch
die von zahlreichen Zuſchauern eingeſäumten Straßen der Stadt nach
dem Bahnhofe. Gegen Mittag erfolgte die Abreiſe zu mehrtägigem
Aufenthalt nach Kairo, von wo aus auch Aſſuan beſucht werden ſoll.
Nachmittags trafen die Prinzen in Kairo ein und wurden am Bahn-
hofe vom deutſchen Generalkonſul und anderen angeſehenen Mitgliedern der
deutſchen Kolonie empfangen. Die Prinzen begaben ſich direkt nach dem
„Savoy-Hotel“. Noch am Nachmittag unternahmen ſie eine Rundfahrt
durch die Stadt und beſichtigten in Begleitung des Gefolges und des
deutſchen Geſandten die Sehenswürdigkeiten, über die ſie ſich ſehr zu
frieden ausſprachen. Zu Abend ſpeiſten die Prinzen allein im „Savoy
Hotel“. Montag werden dieſelben offiziell vom Khediven empfangen,
der ihnen zu Ehren am Dienstag ein Diner gibt. Montag abend
findet ein Diner auf der deutſchen Geſandtſchaft ſtatt. Sie gedenken
drei Tage in Kairo zu bleiben und werden ſich ſodann nach Aſſuan
begeben.

Vom ſächſiſchen Hofe. Aus Dresden wird gemeldet:
Die Blättermeldung, daß der Kronprin, eine längere
Orientreiſe antrete, beſtätigt ſich nicht. Der Hofmarſchall
des Kronprinzen, v. Tümpling, und die Oberhofmeiſterin
der früheren Kronprinzeſſin, Freifrau v. Fritſch, haben
ihre Entlaſſung eingereicht. Die Erziehung der
Prinzen und Prinzeſſinnen der kronprinzlichen Familie ſollder Oberhofmeiſterin der Königin-Witwe Carola, Fran von
Pflugk, unterſtellt werden. Ferner verlautbart, daß die
Küche im kronprinzlichen Palais mit der Küche im königlichen
Schloſſe vereinigt werden ſoll. Kronprinz Friedrich Auguſt
wird ſofort, wenn es der Geſundheitszuſtand des Prinzen
Friedrich Chriſtian zuläßt, ſeinen Sommerſitz in Wach-
witz aufſuchen.

Unbegründete Gerüchte aus Mecklenburg. Die „Mecklen-
burger Nachrichten“ veröffentlichen an der Spitze des Blattes
folgende amtliche Mitteilung. Auswärtige und inländiſche
Blätter brachten in jüngſter Zeit Mitteilungen über einen am
Schweriner Hof angeblich beſtehenden Hofſkandal. Die
Mitteilungen enthalten ſchwere Anſchuldigungen und Ver-
dächtigungen eines im Auslande weilenden Mitgliedes des
großherzoglichen Hauſes. Das großherzogliche Staatsminiſterium
iſt deshalb in Wahrung der Jntereſſen des großherzoglichen
Hauſes in Ermittelungen eingetreten, welche die völlige Un-
begründetheit der Berichte ergeben haben.

Aus der Armee. Der Hauptmann Johannes v. Hornemann,
Kompagniechef im Grenadier Regiment König Wilhelm Nr. 7
(Liegnitz), iſt am Mittwoch nach kurzem ſchweren Leiden im 43. Lebens-
jahre geſtorben. Prinz Adalbert iſt vom 1. April ab zu den
Spezialkurſen zur Ausbildung in der Artillerie, des Torpedoweſens
u. ſ. w. kommandirt der Herzog Paul Friedrich zu Mecklen-
burg von demſelben Zeitpunkt ab als Offizierſchüler zur Marineſchule
in Kiel. Der zweite Admiral beim Kreuzergeſchwader, Kontreadmiral
Graf v. Baudiſſin, unternimmt in der erſten Hälfte dieſes
Monats eine erſte Strombereiſung des Jangtſe. Um dieſe bis zum
Oberlauf des Fluſſes ausführen zu können, hat er ſich vorübergehend
an Bord des Kanonenbootes „Luchs“ eingeſchifft, mit dem er bis nach
Hankau zu dampfen beabſichtigt.

Der Bundesrat hat es abgelehnt, den Agenten von Süß-
ſtoff-Fabriken, wie dieſe in einem Bittgeſuch beanſprucht hatten,
ebenfalls eine Entſchädigung zu gewähren. Die vom Bundesrat ange
nommenen Ausführungsbeſtimmungen zum Süßſtoffgeſetz werden dem
Reichstage alsbald vorgelegt werden, wie es das Geſetz vorſchreiht

Zurückziehung des Trierer Schulerlaſſes. Man darf
einigermaßen neugierig darauf ſein, wann und wie Biſchof
Korum von Trier, der laut Erklärung des Reichskanzlers
Grafen Bülow zu deſſen tiefem Bedauern den konfeſſionellen
Frieden gefährdet hat, ſeinen Erlaß, durch welchen den
Eltern der die paritätiſche höhere Töchterſchule beſuchenden
Kinder die Abſolution verweigert wird, zurücknehmen wird.
Graf Bülow hat in der Sitzung vom 2. März laut ſteno-
graphiſchem Bericht ziemlich vorſichtiger Weiſe nur geſagt: „Vor
allem aber muß die königliche Regierung erwarten,
daß der Herr Biſchof von Trier ſein Publikandum rückgängig
macht.“ Vielleicht kann man noch lange warten. Jedenfalls
ſind ſeit dieſer öffentlichen Ankündigung ſchon ſechs Tage ver
floſſen und aus Trier hat noch gar nichts verlautet, was eine
„Rückgängigmachung“ des herausfordernden Schrittes andeuten
würde. Die „Berl. N. N.“ bemerken dazu Wir ſcheinen alſo
leider recht z behalten, wenn wir die Sache von vornherein
eiwas zu ſteptiſch anſahen. Möglicherweiſe verſumpft ſie
allmählich. Wenn ſchon auch beim Vatikan der ſehnei
dige Vorſtoß mehr
billigt. werden mag,

oder weniger als unzeitgemäß miß
nichtwird man doch gewiß



ſeinen Urheber zu einem direkten pater peccavi zwingen wollen.
Geſchieht aber garnichts, dann geht der Fall, umſomehr nach
den teilweiſe recht energiſchen Regierungserklärungen im
Parlament, in eine tief bedauerliche Schädigung derStaatsautorität aus. Wie der Voſſ. tg.“ aus
Rom gemeldet wird, bewahrt die vatikaniſche Preſſe unver
brüchlich Schweigen über die Angelegenheit Korum, ebenſo die
beteiligten diplomatiſchen Kreiſe. Jn Prälatenkreiſen, die über
die Stimmung im Vatikan unterrichtet ſein können lächle
man über die Vermutung, daß der Biſchof von Trier eine
päpſtliche Zurechtweiſung zu gewärtigen habe. Man ſage, der
Biſchof werde laut päpſtlichem Wunſche ſich weiterer Expek-
torationen enthalten aber nichts zurücknehmen und die
Regierung würde zufrieden ſein, wenn Gras über die Sache
wächſt. Der „Magd. Ztg.“ wird dazu aus Rom gemeldet:
Die „Pol. Korr.“ meldet, die Angelegenheit des Biſchofs
Korum erſcheine dank dem Eingreifen des Kardinals Kopp
erledigt; der Vatikan werde den Biſchof Korum zur
Zurückziehung ſeines Schulerlaſſes anhalten.
Wie ein letztes Telegramm meldet, iſt von den Trierer
Kanzeln am geſtrigen Sonntag verkündigt worden, daß das
bekannte Publikandum des Biſchofs Korum als
nicht geſchehen zu betrachten ſei.

Deutſcher Reichstag.
276. Sitzung vom 7. März, 1 Uhr.

Präſident Graf Balleſtrem eröffnet die Sitzung bei ſehr
ſchwach beſuchtem Hauſe.

Die zweite Leſung des Etats wird beim Etat des all-
gemeinen Penſionsfonds fortgeſetzt.

Abg. Graf Oriola (nl.) Vor einem Jahre ſtellte der Kriegs
miniſter infolge einer von mir eingebrachten Reſolution für das
nächſte, alſo für dieſes Jahr einen Geſetzentwurf in Ausſicht, der
die ſeit langen Jahren gewünſchte Aenderung der Militärpenſionen
bringen ſollte. Bis jetzt aber iſt dieſes Geſetz nicht eingebracht
tworden, weil die Geldmittel fehlen. Dadurch entſteht natürlich
Enttenſchung und Empörung im Hauſe und draußen in der vater-
landsliebenden Bevölkerung. Der Reichstag hat das ſeine getan.
e Verantwortung ſür das Ausbleiben des Geſetzes trägt die Re

gierung. Man hätte doch, wenn es an Geld mangelt, wenigſtens
zur Beruhigung des Volkes das Geſetz durchberaten und nur das
Inkrafttreten hinausſchieben ſollen. Jetzt beſtehen ſchlimme Härten,
die dringend der Abhilfe bedürfen. Die armen Verſtümmelten
fragen, ob es gerecht ſei, daß ein Mann, der beim Schiffbruch ſeinen
Arm verloren har, mehr Penſion erhält als der, der ihn im Kriege
verloren hat. Die im Zivildienſt bei kärglicher Militärpenſion An
geſtellten, die Witwen und Waiſen von Kriegsveteranen, die pen
ſionierten Offiziere alle z über die ungenügenden Pen-
ſionen. Wir müſſen ausgleichende Gerechtigkeit ausüben gegen die
jenigen, die früher bei kleinen Penſionen in den Ruheſtand traten.
Ein Geſetz ohne rückwirkende Kraft wird die Zuſtimmung des
Reichstages nicht finden. Wir müſſen den Leuten helfen, die das
Reich zuſammengeſchmiedet haben. Auch die Kriegsinvaliden wären
noch nicht berückſichtigt, wenn nicht die Chingexpedition gekommen
wäre. Wie lange ſollen nun noch die anderen Militärpenſionäre
warten? Jn der Zeit der guten Finanzlage klopften wir vergeblich
an. Jetzt beruft man ſich auf die ſchlechte Finanzlage. Das An
ſehen des Deutſchen Reiches kann aber wahrlich nicht wachſen,
wenn die Erfüllung ſo notwendiger Forderungen zurückgeſtellt
werden muß. Dadurch wird nicht die Liebe zum Reich, ſondern
nur Erbitterung und Empörung gefördert. m wird der
nächſte Reichstag das Verſäumte nachholen. (Beifall.)

Kriegsminiſter v. Goßler: Den dankenswerten Anregungen
des Vorredners konnte man einfach aus I an Geld nicht nach
kommen. Die Vorarbeiten aller Reſſorts ſind längſt erledigt. Den
an die Vorlage geknüpften Erwartungen könnte man jetzt nicht ge-
recht werden, und ein Geſetz mit hinausgeſchobenem Jnkrafttreten
würde erſt recht Unzufriedenheit ſchaffen. Das Geſetz würde
20 Millionen Mark jährliche Ausgaben erfordern; von 1908 an
wird der Jnvalidenfonds erſchöpft ſein. und für ſeine Zwecke wer-
den 40 Millionen jährlich im Etat bewilligt werden müſſen. Es
ſind alſo 60 Millionen Mehrausgaben für Militärpenſionen not
wendig, die wir bei der jetzigen Finanzlage nicht aufbringen können.
Ich muß der Meinung entgegentreten, als ob jetzt nichts für die
Militärinvaliden geſchieht. Es ſind 51 Millionen für ſie auf
gewandt worden. Da nun alle Stellen einig ſind, wird das Geſetz
hoffentlich doch bald zu Stande kommen.

Abg. Graf Roon (konſ.): Wenn man das Geſetz nicht ein
bringen wollte oder konnte, ſo durfte man es nicht verſprechen.
Es handelt ſich hier um eine wichtige politiſche Frage, und ich kann
die vielen mir zugehenden Briefe und Klagen von Militär
penſionären nicht mehr erledigen. Der Reichskanzler müßte die
Sache von politiſchen Geſichtspunkten aus fördern. Jeder Deutſche
wird gern auf ein Glas Bier verzichten, wenn er damit den alten
Soldaten helfen kann. Die Gaſtwirte würden freilich davon
Schaden haben, und ſie ſind ja, wie man ſagt, bei den Wahlen ſehr
wichtige Leute, aber ich ſpreche nicht für die Wahlen, ſondern für
die gute Sache. Uebrigens ſollten ſich auch die Gaſtwirte dankbar
des guten Durſtes der alten Soldaten erinnern. (Heiterkeit.) Und
ſo lange man nicht auf Luxusbauten und andere Luxusausgaben
verzichten zu können glaubt, müßte man der alten Soldaten erſt
recht nicht vergeſſen; ſie ſind wichtiger als Uebungsplätze und mili-
tärtechniſche Hochſchulen. (Hört! hört! links.) Wir haben keine
Reſolution eingebracht, denn man macht ſich ja mit den Reſo
lutionen nur lächerlich, aber für die nächſte Seſſion müſſen wir das
Militärpenſionsgeſetz erhalten. Die alten Soldaten ſterben ja
ſchließlich dahin. Koſtet das Geſetz 20 Millionen gut, auch das
e 1 Vaterland für ſeine alten Soldaten übrig haben.

eifall.
Abg. Graf Oriola (nl.) erklärt ſich durch die Ausführungen

des Kriegsminiſters in keiner Weiſe für befriedigt. Nun ſeien die
r Forderungen des Reichstages erſt recht begründet und

berechtigt.

Abg. v. Kardorff (Rp.): Da der Abgeordnete Arendt nicht an
weſend iſt, ſo will ich die Sympathie meiner volitiſchen Freunde mit
den Ausführungen der Abgeordneten Graf Oriola und Graf Roon
ausſprechen. Wir haben in Preußen gehört, wenn wir Er-
höhungen der Beamtengehälter wollen, ſo müſſen wir auch für die
Deckung ſorgen. (Abg. Schrader: Reichseinkommenſteuerl!l) Ja,
das reden Sie ihren Wählern vor, aber hier im Reichstag kann
man davon nicht ſprechen, denn Sie wiſſen, daß der Bundesrat die
Reichseinkommenſteuer nicht bewilligt. (Zuruf: Er mußl) Ja,
Sie, Herr Abgeordneter Schrader, werden den Bundesrat natür
lich zwingen! Auf eine Deckung, nämlich die durch eine Getränke-
ſteuer, hat ja Graf Roon ſchon hingewieſen, aber ſie wird wahr
ſcheinlich noch nicht genügen.

Damit ſchließt die Beſprechung. Der Etat des Militär
penſionsfonds wird genehmigt.

Es folgen die an die Budgetkommiſſion zurückverwieſenen
Titel des Reichspoſtetats. Die Kommiſſion ſchlägt vor, die Pe
gierungsvorlage, nach der die Zahl der Poſtaſſiſtenten um 2000
vermehrt werden ſoll, zu genehmigen.

Abg. Dr. Müller-Sagan (frſ. Vp. beantragt, noch 1000
Aſſiſtentenſtellen mehr zu bewilligen und hierfür ſowie für die
Beſſerſtellung von Hilfsarbeitern die Ausgaben um rund eine
Million zu erhöhen.

Abg. v. Waldow ((konſ.) beantragt eine Reſolution, die den
Reichskanzler auffordert, bei zunehmender Verkehrsſteigerung
die Zahl der etotsmäßigen Poſtaſſiſtenien weiter zu vermehren.

Dr. MüllerSagan (frſ. Vp.) beantragt für den Fall der
Ablehnung ſeines Prinzipalantrags eine Reſolution, die für die
nicht etetsmäßig angeſtellten Poſtaſſiſtenten eine ſolche Erhöhung
der Tagegelder fordert, daß letztere nach fünffähriger Dienſtgeit
dem Dienſteinkommen der etatsmä angeſtellten Aſſiſtenten
gleichkommen, e Stamung bei den Aſſiſtenten iſt z Maß

e

nahmen der Verwaltung vermehrk worden. Es iſt notwendig, die
Nachteile, die für die nicht etatsmäßig angeſtellten Aſſiſtenten ſich
daraus ergeben, zu beſeitigen. Von dieſem Geſichtspunkt ſind wir
zur Stellung unſeres Prinzipalantrages gekommen. Eventuellbitte ich um Annahme unſerer Reſolution.

Staatsſekretär Kraetke: Wenn die Beamten zufrieden ſein
ſollen, würde der Vorredner ihr ſchlechter Dolmetſcher ſein, indem
er dem Chef einer ſo großen Verwaltung, wie die Poſtverwaltun
iſt, ſo ſchlechte Motive unterſchiebt. Jch verſtehe vollſtändig, da
der Vorredner ſeinen Antrag, trotz eingehendſter Behandlung in
der Kommiſſion, hier mit größter Energie wieder aufgenommen
hat. Aber er hätte nicht unterlaſſen dürfen, daran zu erinnern,
daß ich erklärt habe, daß lediglich dienſtliche Rückſichten es waren,
die mich dazu geführt haben, nur 2000 neue Stellen zu beantragen.
Nach meines Herzens Drange hätte ich gern mehr getan. Warum
es nicht möglich war, habe ich in der Budget- Kommiſſion eingehend
dargelegt. Die dienſtlichen Rückſichten machen eine gewiſſe Beweg
lichkeit des Beamtenperſonals notwendig, die bei Nichtverheirateten

größer iſt. Der Abg. Müller hat mit Bezug hierauf die Flitter
wochen der Beamten beſprochen. Jch bin ja Junggeſelle Heiter
keit) aber die Flitterwochen dehnen ſich bei vielen Verheirateten
über viele Jahre aus. (Heiterkeit.) Jch kann Sie nur wieder
holt bitten, die Anträge des Abg. Dr. Müller abzulehnen. Jn wie
vielen Jahren die Poſtbeamten Sekretäre werden, darüber iſt noch
keine Entſcheidung gefallen.

Abg. v. Waldow-Reitzenſtein (konſ.): Die Einſtellung von
nur 2000 Beamtenſtellen hat auf unſerer Seite unangenehme Ent-
täuſchung hervorgerufen. Die Aeußerung des Staatsſekretärs iſt
als Zuſage aufgefaßt worden und hat weit andere Hoffnungen
erweckt, die nun unerfüllt werden bleiben. Namens meiner
politiſchen Freunde erkläre ich aber, daß wir den Angaben des
Staatsſekretärs volles Vertrauen entgegenbringen. Aber auch,
wenn das Gegenteil der Fall wäre, würde durch Annahme der
größeren Zahl von Stellen nach dem Antrage des Jg. Dr. Müller
m doch nicht zu erreichen ſein, da der Bundesrat dieſe ablehnen
würde.

Abg. Dr. MüllerSagan (frſ. Vp.): Gegenüber dem Ver-
trauen des Vorredners zur Regierung halte ich es für meine Pflicht,
der Regierung und auch dem Staatsſekretär ein geſundes Miß-
trauen zu bewahren. Jch werde entſchieden dagegen Widerſpruch
erheben, wenn der Präſident bei dieſem ſchlecht beſetzten Hauſe
über meine Reſolution abſtimmen laſſen wollte.

Damit ſchließt die Beſprechung.
Vor der Abſtimmung bezweifelt Abg. Ledebour (Soz.) die

Beſchlußfähigkeit des Hauſes. Das Bureau ſchließt ſich dieſem
Zweifel an.

Vizepräſident Büſing beruft die nächſte Sitzung auf 428 Uhr
und ſetzt auf die Tagesordnung: Fortſetzung der abgebrochenen
Beratung. Schluß 4 Uhr.

277. Sitzung vom 7. März, 44 Uhr,
Präſident Graf Balleſtrem eröffnet die Sitzung.
Auf der Tagesordnung ſteht die Foriſetzung der zweiten

Leſung des Etats. Auf Vorſchlag des Präſidenten wird die zu
nächſt auf der Tagesordnung ſtehende Abſtimmung über den Reſt
des Poſtetats von der Tagesordnung abgeſetzt.

Das Haus wandte ſich ſofort zum Militäretat.
Beim Titel „Kriegsminiſter“ bemerkte

Abg. Kunert (Soz.): Die kürzlich über das Jahr 1901 ver
öffentlichte Militärſtrafſtatiſtik iſt ſehr lückenhaft. Es ſind ge
nauere Angaben über Verbrechen und Vergehen von Vorgeſetzten
gegen Untergebene ſehr erwünſcht. Doch ſchon die vorhandenen
Angaben beweiſen, wie ſehr Recht ich mit meinen im vorigen Jahre
über dieſen Gegenſtand vorgebrachten Klagen hatte. Den Unter
gebenen müßte mindeſtens das paſſive Widerſtandsrecht durch das

zugebilligt werden. (Lachen rechts.) Die Unter
offiziere ehandeln ihre Untergebenen mit ſolcher Grauſamkeit,
Brutalität und Schinderei, daß es nicht übertrieben iſt, wenn man
ſagt, die Henker der alten Zeit würden durch die Soldatenmiß
handlungen der neueſten Zeit noch übertroffen. Jch komme nun
zu den Manövern, die doch einen kriegsmäßigen Zweck haben ſollen.
Der Kaiſer hat im Manöver 1898 zwei Brücken über die Weſer
ſchlagen laſſen. (Glocke des Präſidenten.)

Präſident Graf Balleſtrem: Herr Abgeordneter, ich kann nicht
zugeben, daß Sie die militäriſchen Anordnungen und Führungen
Sr. Majeſtät des Kaiſers hier kritiſieren.

Abg. Kunert (Soz.) fortfahrend: Ich habe bisher kein Wort
der Kritik an den Anordnungen des Kaiſers geübt. Jch gehe aus
von der Anſchauung, daß die Manöver den Krieg vorbereiten ſollen,
daß ſie das aber nicht tun.
Präſident Graf Balleſtrem: Sie dürfen die Perſon Sr. Maje
ſtät des Kaiſers bei dieſer Angelegenheit nicht in die Debatte ziehen.

Abg. Kunert (Soz.) fortfahrend: Jch werde bemüht ſein,
ſoweit es angängig iſt, dies zu tun.

Präſident Graf Balleſtrem: Wenn ich es anordne, iſt es an
gängig.

Abg. Kunert (Soz.) fortfahrend: Jch werde mich beſcheiden.
Als das eine Korps dieſe Brücken überſchritten hatte, folgte ihm
das zweite. (Heiterkeit rechts.) Der Aufklärungsdienſt war da
wals ganz ungenügend. Heiterkeit rechts, Zuruf: Generalſtabs
chef!) Die Havallerie hat in jenem Manöver ihre Schuldigkeit nicht
getan (Heiterkeit), und in den letzten Jahren kamen Kavallerie
attacken von ſolcher Ausdehnung vor, daß ſie die feindlichen Ar
tillerie- und Jnfanterieſtellungen im Ernſtfalle unmöglich durch
dringen konnten, denn es handelte ſich um Attacken von 4 bis
S Kilometer Länge und die ſind eben ernſthaft nicht zu reiten.
Man verlangt nun noch immer mehr Kavallerie mit der Begrün
dung, daß Rußland und Frankreich zuſammen uns an Kavallerie
überlegen ſeien. Jn der Tat aber ſind namentlich die Angaben
über die Stärke der ruſſiſchen Kavallerie übertrieben.
3 er auf vertagt ſich das Haus auf Montag 1 Uhr. Schluß
554 Uhr.

Preußiſcher Landtag.
Abgeordnetenhaus.

38. Sitzung vom 7. März, 11 Uhr.
Präſident v. Kröcher eröffnet die Sitzung.
Vor Eintritt in die Tagesordnung nünmt das Wort der
Abg. v. Pappenheim (konſ.): Der Abg. Ernſt hat bei der

„Waſſerbauverwaltung“ geſagt, bei der Verbeſſerung der Verhält
niſſe an der Netze wären Tauſende an den Wieſen verloren ge
gangen. In dem korrigierten Stenogramm ſteht nun: Leider fiel
der Mittellandkanal, die Herren von der Rechten haben dadurch die
Wieſenbeſitzer um Hunderttauſende geſchädigt. Die tendenziöſe
Veränderung des Stenogranmms zu beurteilen, überlaſſe ich dem
hohen Hauſe. Hätte der Abg. Ernſt gewagt, dieſe Behauptung im
Hauſe auszuſprechen, ſo würde ich ihn der tatſächlichen Unwahrheit
beſchuldigt haben, denn er weiß, daß meine Freunde für die Ver
beſſerung an der Netze geſtimmt haben, und daß meine Freunde
nicht daran ſchuld ſind, daß die Regierung dieſes Projekt mit dem
Mittellandkanal verbunden hatte.

Präſident v. Kröcher: Den Ausdruck „tatſächliche Unwahrheit“
darf ich wohl für Unrichtigkeit auffaſſen. Der Abg. Ernſt bittert
ums Wort.) Sie können ev. in der nächſten oder in einer der
nächſten Sitzungen das Wort erhalten, aber heute kann ich keine
Diskuſſion zulaſſen. Es entſpricht das der Uebung, die ich bisher
als Präſident beobachtet habe.

Die Geſetzentwürfe betr. die Erweiterung des Stadt
kreiſes Gelſenkirchen und betr. die Aenderung von
Amtsgerichtsbezirken werden in dritter Leſung ohne Er
örterung angenommen.

Es folgt die zweite Beratung des Kultusetats.
Berichterſtatter Abg. Winckler berichtet über die Verband

lungen in der Kommiſſion und machte Vorſchläge über die geſchäft
liche Behandlung dieſes Etats. Er ſchlägt vor, die Oſtmarken
s an d der Erörterung beim Titel Gehalt des Miniſters aus
gzuſcheiden.

Abg. Dr. Heydobrand (konſ.)) empfahl, aus der General

diskuſſion auch die Hochſchulen, Volksſchulen uſtv. auszuſcheiden
und bei den betr. Kapiteln einheitlich zu beſprechen.

Der Präſident bittet die Mitglieder, ſich nach den An-
regungen des Berichterſtatters und des Abg. v. Heheebrand zu
richten.

Darauf eröffnet der Präſident die Eröterung über Titel 1:
„Der Miniſter“, des Kapitels: „Miniſterium“ der dauernden Aus-
gaben.

Abg. Dantzenberg (3.)
geht dahin, die Katholiken nicht
berechtigte, ebenbürtige Staatsbürger zu betrachten. (Sehr
richtigl im Zentrum, ſchallende Heiterkeit bei den National-
liberalen.) Ein Mann hat die Macht, mit einem Federſtrich über
Schulen und Orden zu befinden, und dieſer eine Mann iſt nur Gott
verantwortlich und ſonſt niemandem. Die katholiſchen Schweſtern
werden ſtets anders behandelt wie die evangeliſchen. Das iſt aber
durchaus unberechtigt. Man ſagt, die evangeliſchen Schweſtern
hätten mehr Selbſtbeſtimmung und Freiheit, wie die katholiſchen.
Das iſt nicht wahr. Jch wohne 34 Jahre in Kaiſerswerth und kann
das daher ſehr gut beobachten. Dort herrſcht ein ebenſo großer
Zwang wie in der katholiſchen Kirche. Sie werden in die Filialen
verſchickt, faſt kein Zug kommt in Kaiſerswerth an ohne
Diakoniſſinnen. Tatſächlich iſt alſo ein weſentlicher Unterſchied
nicht vorhanden. Weshalb begegnet man da den katholiſchen
Schweſtern auf der linken Seite des Rheins nicht etwas wohl-
wollender? (Der Redner wird infolge ſeiner leiſen Sprachweiſe
auf der Tribüne unverſtändlich. Er will ein Schriftſtück verleſen,
kann dieſes aber, da ihm die Brille fehlt, nicht entziffern, es ent
teht eine längere Pauſe, ſchließlich nehmen ſich einige Partei-de ſeiner an und reichen ihm eine Brille herauf. Der Redner

wendet ſich nunmehr an den Vizepräſidenten Freiherrn v. Heere-
man mit der Bitte die Verleſung zu geſtatten. Die Erlaubnis
wird erteilt und die Verleſung erfolgt. Der Vorgang erregt im
Hauſe Heiterkeit.) Redner fährt dann fort): Die Herrſchaft über
die Schule wollen wir nicht, die brauchen wir nicht, nur das eine
wollen wir, daß der Geiſt in der Schule ein chriſtlicher ſei. Dabei
muß nach der Mehrheit der Schüler die Entſcheidung getroffen
werden. Entſprechend muß auch die Schulaufſicht geſtaltet ſein.
Der Redner bringt weiter zahlreiche einzelne Beſchwerden über die
Schulaufſicht zur Sprache, die auf der Tribüne unverſtändlich
bleiben und zieht daraus die Folgerung, der Kultusminiſter Studt
ſei gegen den Kultusminiſter Boſſe die ſchärfere Tonart.

Kultusminiſter Dr. Studt (ſchwer verſtändlich): Die Klagen,
die der Vorredner vorgebracht hat, ſind dieſelben, die ſeit 1895 die
Richtſchnur für die Reden der Zentrumsabgeordneten beim Kultus-
etat geweſen ſind. Der Abg. Dantzenberg hat allerdings einen
milden Ton angeſchlagen, aber er hat doch nicht umhin gekonnt,
mich als den Vertreter der ſchärferen Tonart gegenüber meinem
Amtsvorgänger zu bezeichnen. Jch kann demgegenüber nur feſt
ſtellen, daß ich an den Grundſätzen meines Amtsvorgängers überall
feſtgehalten habe. Jn der Schulaufſicht iſt nirgends eine Aenderung
eingetreten. Es haben augenblicklich nicht weniger als 7399 katho-
liſche Geiſtliche die Schulinſpektion, ſei es im Hauptamt, ſei es
im Nebenantt. Auf die allgemeinen Beſchwerden kann ich nur
dasſelbe antworten wie im vorigen Jahr. (Der Miniſter ver
lieſt ein längeres Zitat aus ſeiner vorjährigen Rede.) Die
Aeußerung des Miniſters BVoſſe, die der Vorredner verleſen hat,
iſt aus dem Zuſammenhange geriſſen; ich halte es für bedenklich,
in ſolcher Weiſe zu zitieren. Für die Handlungen der mir unter-
ſtellten Reſſortschefs übernehme ich allein die Verantwortung. Jch
bedauere es, daß der Vorredner eine Perſon meines Miniſteriums
angegriffen hat. Ein derartiges Verfahren entſpricht nicht der
Praxis des Hauſes. Widerſpruch im Zentrum.) Jch erinnere
nur daran, daß z. B. bei der Beratung des Etats der öffentlichen
Arbeiten ſich die Abgeordneten in dieſer Beziehung auch eine
korrekte Zurückhaltung auferlegt haben. Jch ſtehe im übrigen nicht
an, ausdrücklich zu erklären, daß ich alle amtlichen Handlungen
meiner Untergebenen perſönlich decke. Jch habe es auch früher
bezüglich des Herrn Dr. Kügler getan. Der Vorredner hat es als
horrend begzeichnet, daß ein Mann die Macht habe, alle Orden zu
verbieten. Der verehrte Herr hätte ſich, doch gegenwärtig halten
ſollen, daß die Verantwortlichkeit des geſamten Staats miniſteriums
eine ſolche Verordnung decken muß, daß eine ſolche Verordnung
von ſämtlichen Mitgliedern des Miniſteriums unterzeichnet wird.
Dieſer Modus iſt auf Wunſch eines Vertreters der päpſtlichen
Kurie 1887 ausdrücklich in das Ordensgeſetz aufgenommen. Jch
habe nie ein Hehl daraus gemacht, daß ich die opferwillige und
muſtergiltige Tätigkeit der Orden im höchſten Maße als erfreulich
im chriſtlichen Jntereſſe anſehen muß. Den Satz, daß der chriſt
liche Geiſt der Volksſchule gewahrt bleiben müſſe, untkerſchreibe
ich vollkommen. Daß die Katholiten dabei nicht ſchlecht geſtellt ſind,
geht ſchon daraus hervor, daß wir ungefähr 30 000 katholiſche
Volksſchullehrer und Lehrerinnen haben. Jn den letzten 27 Jahren
ſind nur 3 bis 5 Fälle vorgekommen, in denen ein Zuwiderhandeln
einzelner Lehrer gegen die Grundſätze der katholiſchen Kirche hat
konſtatiert werden können. Es iſt in dieſen Fällen ſofort Re-
medur eingetreten. Das iſt ein Beweis dafür, wie die Unterrichts-
verwaltung gewillt iſt, gerecht zu ſein. Eine dauernde Kontrolle
darüber wird auch dadurch geübt, daß der Biſchof jeder Zeit feſt-
ſtellen kann, ob auf den Seminarien in der Religion in der rich-
tigen Weiſe unterrichtet wird. Was die paritätiſchen Schulen
anlangt, ſo glauben wir, daß dort alles vermieden werden muß,
was die Angehörigen anderer Religionsgemeinſchaften in ihrem
Gewiſſen und ihrer Ueberzeugung verletzen kann. Dahingehende
Erlaſſe ſind wiederholt ergangen; in der Behandlung der Lehr-
perſonen und der Verteilung des Unterrichts ſoll volle Parität ge-
wahrt werden. Es ſind in dieſer Beziehung auch nur hin und
wieder Klagen hervorgetreten. Die einzelnen Beſchwerden über
die Lokalſchulinſpektionen ſollen, ſoweit eine Berechtigung zu Klagen
vorhanden iſt, abgeſtellt werden. Dem im Vorjahre vom Hauſe
angenommenen Antrage, einen Geſetzentwurf vorzulegen, durch
welchen die beſonderen Beſchränkungen und Erſchwerungen der
katholiſchen Krankenpflegorden aufgehoben werden, war die Staats
regierung nicht in der Lage, Folge zu geben. Das Haus iſt bei
dieſem Beſchluß von falſchen Vorausſetzungen ausgegangen, denn
die proteſtantiſchen Krankenpflegegemeinſchaften ſind den Be-
ſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuches unterworfen. Gelächter
im Zentrum.) Sie unterliegen nicht der ſtrengen Beaufſichtigung
durch die kirchlichen Oberen. Die katholiſchen Ordensſchweſtern
aber ſtehen vollſtändig unter der Leitung von kirchlichen Oberen
und ſind durch dauernde Gelöbniſſe gebunden. Der Beſchluß des
Hauſes iſt außerdem von Vorausſetzungen ausgegangen, die vom
legislativem Standpunkte aus unerfüllbar ſind. Die Regierung
hat auf dieſem Gebiete das weiteſte Entgegenkommen gezeigt. Die
Provinzial und Kommunalbehörden haben ſich gegen die geſetz
geberiſche Regelung der Friedhofsfrage entſchieden. (Der Miniſter
pricht derartig leiſe, daß nur einzelne Worte verſtändlich ſind.

Abg. Dr. Langerhans (frſ. Vp.) weiſt auf die Aufwendungen
der Stadt Berlin für das Schulweſen hin; die Realſchule ſei als
Fortſetzung der Volksſchule zu betrachten.
Abg. v. Eynern (natl.): Jch frage den Miniſter, ob Biſchof
Koru m ſein Publikandum rückgängig gemacht hat. Dieſe Rück
gängigmachung iſt die Vorbedingung für jede weitere Verhandlung
über dieſen Fall; das Vorgehen des Biſchofs Korum hat die Auf
merkſamkeit der Kurie auf dieſen Mann gelenkt, die Kurie wird
alſo irgend etwas unternehmen müſſen. Erfolgt die Rückgängig-
machung des Publikandums nicht, ſo beweiſt das, daß die Kurie
keinen Einfluß auf den Mann hat; der Reichskanzler muß aber
ſeiner Sache ſicher geweſen ſein, als er die Rückgängigmachung
ankündigte, ſonſt wäre das eine ſchwere diplomatiſche Niederlage
Ob es angemeſſen iſt, angeſichts der Erregung in den evangeliſchen
Kreiſen, die ſich infolge der fortgeſetzten Zugeſtändniſſe an die Kurie
und das Zentrum bemerkbar macht, die preußiſchen Stimmen im
Bundesrate zur Aufhebung des a des Jeſuitengeſetzes abzugeben,

ich. Jn weiten Volkskreiſen hat man ſich dagegen aus
geſprochen, auch in Bundesratskreiſen iſt eine Gegenſtrömung be
merlbar. Beifall bei den Nationalliberalen.)

Kultusminiſter Dr. Studt: Mir iſt bis zur Stunde nicht
bekannt geworden, daß die Verhandlungen des dreußiſchen Ge

Die Tendenz der Kultusverwaltung
als den Evangeliſchen gleich

ſandte
Fall 3
haben
der B
geſetze

findet
weiter

9

ſei ſel
denker

Littha
gegen,
ſofort
der R
ſagen
verſte

punkt
Prinz
Miniſ
von e
iſt ein
1900
die ſte

JenGeger
gemac
iſt die
richtig
Katbo
und 1
glänz
nicht
Kunſt
macht

zu ge
Seite
wägu
hande
tine
feſſion

halbn
ſtaun
Abg.
Konir
(Beif
Mini
Stell
evanç
närer
Jeſui
ſtänd

große
letzte
große

tlärt,
Man
Der
der
nomr
Tage
der 2

dieſe
Zent:
ſchon

gegen

Koru
als
Kirck
Jent
Schr
Por
Herr
ſervo
den

Vor
tags
Trei
mit
der

übri
Jah

ra

00

K

D

S

a



ſandten am Vatikan mit der Kurie über den Hekannten Trierer
Fall zum Abſchluß gekommen ſind und welches Ergebnis ſie gehabt
haben. Was die zweite Frage betrifft, ſo iſt mir nur bekannt, daß
der Bundesrat mit der Frage der Aufhebung des S 2 des Jeſuiten-
geſetzes befaßt iſt. Jn welchem geſchäftlichen Stadium ſie ſich be
findet, kann ich ſelbſtverſtändlich nicht ſagen, ich muß darüber eine
weitere Auskunft verweigern.

Abg. Stychel (Pole): Die Broſchüre Roerens über die Polen
ſei ſehr leſenswert, ſie zeigt, wie eis Deutſcher, aber ein objektiv
denkender Mann über die Polenfrage denke. Den evangeliſchen
Litthauern und Maſuren kommt man in der Sprachenfrage ent-
gegen, aber die katholiſchen Polen ſtehen, wenn ſie polniſch ſprechen,
ſofort im Verdachte, ſtaatsfeindlichen Umtrieben zu dienen. Bei
der Regierung heißt es national oder nicht national; wir Polen
ſagen: national, aber national im polniſchen Sinne. Sie freilich
verſtehen darunter nur deutſch oder nichtdeutſch.

Abg. Dr. Porſch (Z.): Das Zentrum ſteht auf dem Stand
punkte der konfeſſionellen Volksſchule. Wir bedauern, daß dies
Prinzip nicht geſetzlich feſtgelegt iſt und durch die Verfügungen des
Miniſters durchkreuzt werden. Jch bedauere, daß Herr Hackenberg
von einem römiſchen Syſtem geſprochen hat. Die katholiſche Kirche
iſt eine Kirche der Welt. Sie blickt zurück auf ein Beſtehen von
1900 Jahren und glaubt mindeſtens noch ebenſo zu beſtehen wie
die ſtaatlichen Einrichtungen, d. h., bis ans Ende der Welt. Aus
Jena und Schulpforta wird mir gemeldet, daß ſich dort ein
Gegenſatz des Geſchichtsunterrichts zum Religionsunterricht geltend
gemacht hat, das iſt auch ganz natürlich. Darum ſich zu kümmern,
iſt die Pflicht jedes Vaters; das iſt kein Spionierſyſtem. Sehr
richtigl im Zentrum.) Nicht der Kampf zwiſchen Evangeliſchen und
Katholiſchen beherrſcht alles, ſondern der Kampf zwiſchen Glauben
und Unglauben. (Sehr richtigl im Zentrum.) Dafür hahen wir
glänzende Ausſprachen von einer Stelle, die hier im allgemeinen
nicht genannt zu werden pflegt. Dieſer Unglaube, der ſich in
Kunſt und Wiſſenſchaft, im Theater und in der Literatur geltend
macht, ſieht ſeinen Hauptgegner in dem Katholizismus. Er glaubt
zu gewinnen, wenn er den gläubigen evangeliſchen Teil auf ſeine
Seite zu ziehen ſucht. Beifall im Zentrum.) Aus dieſer Er-
wägung nehmen wir die Baſis, von der aus wir Schulfragen be-
handeln. Der Abg. Dr. Barth meinte, nicht das Können ſei für
tine Beamtenſtellung jetzt entſcheidend, ſondern die Kon
feſſion; man gehe mit der Laterne umher, um einen
halbwegs brauchbaren Katholiken zu finden. Jch war lebhaft er-
ſtaunt, ſo etwas zu hören, und ich erkläre die Behauptung des
Abg. Dr, Barth für eine grobe Unrichtigkeit, daß jemand aus
Konivenz. gegen das Zentrum eine höhere Skellung bekommen habe
(Beifall im Zentrum.) Wir bewilligen trotzdem die neue
Miniſterialdirektorſtelle, obwohl dann alle drei maßgebenden
Stellen, Miniſter, Unterſtaatsſekretär und Miniſterialdirektor
evangeliſche ſind. Bismarck wollte leider, daß alles dem dikretio-
nären Ermeſſen überlaſſen bleibe. Die Aufhebung des S 2 des
Jeſuitengeſetzes iſt eine Forderung, die meines Erachtens ein an
ſtändiger Menſch kaum ablehnen kann.

Abg. Dr. Sattler (natl.) Der Abg. Dr. Porſch hat eine
große Leiſtung vollbracht. Der Miniſter hat erklärt, daß in den
letzten Jahren bei einer Beamtenernennung die Religion eine
große Rolle geſpielt habe. Der Abg. Dr. Porſch hat ey
klärr, das ſei wabr. Jch freue mich, daß ich in ihm einen
Mann gefunden habe, der die inneren Gründe der Religion kennt.
Der Abg. Dr. Porſch hat am Montag einen Antrag auf Schluß
der Erörterung geſtellt, aber heute die Diskuſſion wieder aufge
nommen. Nach Dr. Porſchs Logik muß ich ſchließen, daß er acht
Tage gebraucht, um eine Antwort zu finden. (Heiterkeit.) Wenn
der Abg. Dr. Porſch den Abg. Dr. Barth angreifen wollte, hätte er
dieſen benachrichtigen ſollen, damit er anweſend wäre. (Zuruf im
Zentrum: Er wäre ja da, wenn er nicht ſchwänzte; aber er wird
ſchon noch antworten!)) Dann muß ich meinen Freund Hackenberg
gegen die Angriffe des Abg. Dr. Porſch verteidigen. Der Biſchof
Korum dürfte doch wohl eine größere Autorität vor der Kirche ſein
als der Abg. Dr. Porſch, der ſich allerdings heute als großes
Kirchenlicht hingeſtellt hat. Heiterkeit. Zurufe: Ohol im
Zentrum.) Der Biſchof Korum bezeichnete ja alle paritätiſchen
Schulen als konfeſſionslos. Jch freue mich, daß der Abg. Dr.
Porſch nicht das Unglück gehabt hat, eine ſolche Schule zu beſuchen.
Herr Dr. Porſch hat mit einer gewiſſen Aufdringlichkeit den Kon
ſervativen ſeine Bundesgenoſſenſchaft angeboten. Das erinnert an
den Aufruf des Abg. Trimborn zum Katholikentage. Die Rede des
Vorredners war eine Vorbereitung zu der bevorſtehenden Reichs
tagswahl. Auch wir erinnern daran, daß eine konfeſſionelle
Trennung für die Volksſchulen das Beſte iſt. Anders ſteht es aber
mit den höheren Schulen. Die Leitung des Unterrichts aber völlig
der Kirche zu gewähren, ſteht im Widerſpruch zur Verfaſſung. Jm
übrigen freue ich mich, daß mein Freund Dauzenberg auch in dieſem
Jahre noch im ſtande war, die vom Zentrum erwartete Thronrede
zu halten. (Heiterkeit.) Bezüglich der konfeſſionellen Friedhöfe
wären wir dem Zentrum gern entgegengekommen; wir können das
aber nicht, nachdem der Miniſter erklärte, daß die Kommunen da-
gegen ſeien. Den Orden ſoll die Regierung weit genug entgegen
gekommen ſein. Die Diakoniſſengemeinſchaften kann man mit dem
Orden gar nicht vergleichen, denn die Ordensſchweſtern müſſen das
Gelübde der Treue für Lebenszeit ablegen. (Frhr. v. Heereman
ruft: Jſt nicht wahrl) Der Abg. Daugzenberg beſchwerte ſich, daß ein
Mann in Preußen die koloſſale Macht habe, Orden zu verbieten.
Wie kommt es Jhnen (zum Zentrum) denn vor, daß ein Mann
iedem katholiſchen Chriſten ex eathedra vor-
ſchreiben kann, was er glauben ſoll und kann. Das
Volk ſeufzt in der Erkenntnis, daß dieRegierung dem Zentrum gegenüber Nachzibig keit zeigt. Die letzten Jahre ſind für uns in
dieſer Beziehung ein Leidensweg geweſen deſſen Meilenſteine
überall Nachgibigkeit gegenüber der römiſchen
Hierarchie anzeigen. (Gelächter im Zentrum.) Jetzt fordert nun
das Zentrum überall eine gleichmäßige Anzahl der Beamten nach den
Konfeſſionen. (Zuruf im Zentrum Wo denn ?2) Wenn Sie das be
ſtreiten, dann verſtehen Sie es ausgezeichnet, ihre Meinung ſo zu ver
tuſchen. Sie rechnen doch überall aus So und ſoviele Einwohner ſind
da, und deshalb müſſen ſo und ſoviele katholiſche Beamte da ſein.
(Sehr richtig bei den Natl.) Und auch auf dieſem Gebiete kommt die
Regierung mehr und mehr der römiſchen Hierarchie entgegen. (Unruhe
im Zentrum.) Wodurch ſind Sie denn ſo niedergeſchmettert Durch
das Wort Hierarchie? (Sehr gut! bei den Nationalliberalen.)
So und ſo oft iſt die Abſtimmung mit anderen Geſetzen in
Zuſammenhang gebracht worden, und das Volk iſt der Anſicht, daß
damit die Zuſtimmung erkauft ſei. Man hat ja dem Zentrum
auch übel genommen, daß es auch gewiſſermaßen für das Zuſtande-
bringen des Zolltarifs noch ein Trinkgeld bekommen habe. Widerſpruch
und Unruhe im Zentrum.) Es war Jhnen (zum Zentrum) ſehr unan
genehm, daß durch die unvorſichtigen Vorſtöße die Richtung gekenn
zeichnet wurde, daß dadurch bezeugt iſt, wohin dieſe Nachgiebigkeit
führt. Dadurch iſt klargelegt, wie weit die Herrſchaftsanſprüche gehen.
Dadurch iſt auch der Regierung eine Warnung zugerufen,
nicht zu weit zu gehen auf dem Gebiete des Zurückweichens, da man
ſonſt ſchließlich an den Abgrund käme. (Beifall bei den National
liberalen, Murren im Zentrum.) Wir werden auch aus dieſem Vor
gehen Lehren ziehen und unſer Verhalten danach einrichten. (Lebhafter
Beifall links, Ziſchen im Zentrum.)

Hierauf vertagt ſich das Haus.
Nächſte Sitzung Montag 11 Uhr Fortſetzung der zweiten Be

ratung des Kultusetats. Schluß 4 Uhr.

Außerordentlicher deutſcher Aerztetag.
Berlin, 7. März.Auf Veranlaſſung des Deutſchen Aerztevereinsbundes trat heute

vormittag im großen Saale des Architektenhauſes der Deutſche Aerztetag
zu einer außerordentlichen Tagung zuſammen, die ſich zu einer

roteſtverſammlun z gegen die dem Bundesrat vorliegende
enverſicherungsgeſetz geſtaltete

n

*ovelle zum Kran
Der Andrang zu der Veranſtaltung war ein gewaltiger und der
Sitzungsſaal erwies ſich als völlig unzureichend, um dem Maſſen-
anſturm auch nur einigermaßen zu genügen

Gegen 12 Uhr eröffnete der Vorſitzende Prof. LöbkerBochum
die Verhandlungen mit einer längeren Anſprache, in der er ausführte,
daß es ſich hier um die Abwehr einer drohenden Gefahr handle. Die
Aerzte ſind von oer ſozialpolitiſchen Geſetzgebung wahrlich nicht verwöhnt
worden, trotzdem ſie die praktiſchen Vertreter der Humanität ſind und
nicht nur das Wort „Humanität“ im Munde führen. Wo es die Ziele
der Volkshygiene erforderten, da waren die Aerzte nicht nur dabei,
ſondern die Pioniere! (Bravo.) Es iſt leider nicht zu verkennen,
daß die Krankenkaſſen nicht nur für die Verſicherten, ſondern auch
für die Aerzte zu einer Brotfrage geworden ſind. Wenn man
ſieht, wie die maßgebenden Kreiſe nicht das geringſte Verſtändnis für
ſolche Fragen zeigen, ja die oberſten Stellen noch nicht einmal wiſſen,
was unter freier Aerztewahl zu verſtehen iſt, dann darf es nicht
Wunder nehmen, wenn auch in unſeren Kreiſen manchmal Erbitterung
Platz greift. (Lebhaftes Bravo.) Dieſe Erſcheinung hat uns veranlaßt,
Sie zu vereinigen, um einmütig gegen eine ſolche Behandlung Ver
wahrung einzulegen. Aber noch eine zweite Frage bedarf der
Erörterung, die ſcharfe Stellungnahme der Krankenkaſſen.
(Beifall.) Da iſt es unſere Pflicht, zum Sammeln zu blaſen
um auf dem Wege der Selbſthilſe (bei dieſem
ſich minutenlang anhaltender Beifall), der Organiſation das zu erlangen,
was uns geſetzgeberiſch verſagt wird. (Stürmiſches Bravo.) Es iſt dies
unerläßlich zur Hebung unſerer ethiſchen, materiellen und ſozialen Lage.
Wir werden aber in dieſem Kampfe nur dann nicht unterliegen, wenn
wir unter der Deviſe t „Einig und treu!“ (Lang-
anhaltender Beifall.) Namens des vorbereitenden Ausſchuſſes heiße ich
Sie herzlich willkommen.

Der Vorſitzende machte hierauf die Mitteilung, daß es gelungen iſt,

eine Baſis zu finden, auf der der Leipziger wirtſchaftliche
Verband und der Geſchäftsausſchuß des Deutſchen Aerztevereinsbundes
zuſammengehen können in gemeinſamer Taktik. (Stürmiſcher Beifall.
Der Leipziger Verband bleibt an ſich ſelbſtändig, geht aber als eine
Abteilung im Aerztevereinsbunde auf. (Stürmiſcher Beifall.) Hierauf
teilte derſelbe mit, daß 347 delegierte deutſche Aerzte, die 19 114
Stimmen vertreten, anweſend ſind.

Als Referent erhält hierauf das Wort Hofrat Dr. May er-Fürth.
Er begründet folgenden Antrag des Geſchäftsausſchuſſes (als
Reſolution)

„1. Der am 7. März 1903 in Berlin zuſammengetretene außer
ordentliche Deutſche Aerztetag ſtellt mit Bedauern feſt, daß in dem
Entwurfe eines Geſetzes, betr. weitere Abänderungen des Kranken
verſicherungsgeſetzes, welcher am 27. Februar d. J. in
erſter Leſung vom Deutſchen Reichstage beraten und einer Kom
miſſion überwieſen wurde den langjährigen einmütigen und
durchaus ſpruchreifen Forderungen der deutſchen
Aerzte wiederum nicht Rechnung getragen
worden iſt, obwohl der Deutſche Aerztevereinsbund ſeit Beſtehen
des Krankenverſicherungsgeſetzes nicht nachgelaſſen hat, auf die
Schädigungen hinzuweiſen, welche aus dieſem Geſetze ſowohl für den
ärztlichen Stand wie für die Verſicherten erwachſen ſind. Um die
aus dieſer Sachlage drohenden Gefahren abzuwenden, richtet der
Deutſche Aerztetag an die Reichsregierung und an den Reichstag die
Aufforderung, die in der Denfſchrift des Deutſchen Aerztevereins
bundes an den Bundesrat begründeten Wünſche der deutſchen Aerzte,
nach Anhörung von ärztlichen Sachverſtändigen, zu berückſichtigen

2. Jm Hinblick auf die bisher fruchtloſen Verſuche, die Reichs
regierung zur Berückſichtigung der ärztlichen Forderungen zu veran
laſſen, ruft der Deutſche Aerztetag die deutſchen Aerzte auf: bis zur
zufriedenſtellenden Löſung der Kaſſenarztfrage in feſtem Zuſammen
ſchluß die Mittel der Selbſthilfe nachdrücklich zur Anwendung
zu bringen.“

Hofrat Dr. Mayer Fürth verwies zur Begründung auf die Ver
ſchlechterung der ſozialen Lage der Aerzte durch die Krankenkaſſen. Das
ſchlimmſte ſei aber, daß das Anſehen der Aerzte dadurch eine Einbuße
erlitten habe. (Zuſtimmung.) Die Kaſſen hätten im Geiſte der Bötticher
ſchen Anſchauungen fortgefahren und dieſe Anſchauungen bisher zur
Richtſchnur ihres Handelns gemacht. Teilweiſe ſei wenigſtens jetzt die
Stimmung in der öffentlichen Meinung zu Gunſten der Aerzte
umgeſchlagen. Man hört jetzt zum erſten male von einer Aerztefrage,
aber auch, daß ſie noch nicht ſpruchreif ſei! (Stürmiſche Heiterkeit.)
Auch im Reichstage finden ſich jetzt Stimmen zu Gunſten der Aerzte.

gelingt es noch in letzter Stunde, in den parlamentariſchen
reiſen, beim Bundesrat und der Reichsregierung die Ueberzeugung

zu feſtigen, daß ein Stand, wie der Aerzteſtand, eine andere Berück-
ſichtigung erfordert. (Stürm. Beifall.) Auf ehernen Tafeln ſteht
unſere Forderung der freien Aerztewahl geſchrieben Mir iſt, ſo ſchloß
Redner, zur Linderung der Not meines Standes jeder Weg recht,
der nicht unſtandesgemäß iſt oder ſchädlich wirkt. (Anhaltende Zu
ſtimmung.) Jch empfehle daher Vereinigung zu lokalen Verbänden, die
ſich wieder zu größeren Zentralſtellen zuſammenſchließen. Daß die
Einigung nicht ganz leicht ſein wird, daß viele ſich, namentlich aus
pekuniären Rückſichten, bedenken werden, darf man ſich nicht verhehlen.
Schließlich wird aber die Einſicht von der Notwendigkeit einmütigen
Vorgehens entſcheidend ſein. (Lebhafter Beifall.)

Geheimer Hofrath Pfeiffer Weimar legt dar, welche
Schädigungen dem Aerzteſtande durch die Krankengeſetzgebung
erwachſen ſind er bediente ſich dabei eines ausgedehnten Zahlen-
materials und wies nach, daß die Vergütungen bis zu 50 Pfg.
pro Kopf herabgehen, das ſind etwa 6 Pfg. für die Einzel-
leiſtung. Was die Aerzte heute mehr fordern, haben ſie
bisher geſchenkt als humanitäre Leiſtung die früher frei
willig gegeben jetzt gefordert wird. Die 8000 Gemeinde-
kaſſen hatten in einem Jahre 7 Millionen Mark Zuſchüſſe
nöthig. Daran ſind die Aerzte dreifach beteiligt als freiwillig
beiſteuernde, als Steuerzahler und als Arbeitgeber. Wenn die Aerzte
hier erklären wir tun nicht mehr mit, ſind die Kaſſen unfähig. Redner
empfiehlt die Einrichtung eines eigenen ſtatiſtiſchen Bureaus, da ſich in
den d ſighen Nachweiſen insgemein ſehr viel Fehler befinden. (Lebh.,
Bravo.

Sanitätsrat Alexander- Berlin verweiſt auf die bedenkliche
Macht, die den Organiſationen plötzlich durch das Geſetz gegeben iſt.
Wer habe nicht die Macht der Kaſſenvorſtände gefühlt Stellenſchacher,
Nepotismus, politiſche Begünſtigung und anderes ſeien die Folge. Es
ſei eine Alltäglichkeit, daß die Kaſſen in ärztliche Dinge hineinreden.
Die Folge ſei eine dauernde moraliſche Depreſſion. (Anhalt. Beifall.)

Geh. Sanitätsrat Prof. Lent-Köln erkennt an, daß an ſich die
Novelle einen ſozialen Fortſchritt bedeutet, wenn man von der Nicht
berückſichtigung der ärztlichen Forderungen abſieht. Die Wöchnerinnen-
Unterſtützungen und die Beteiligung der Geſchlechtskranken hätten aber
die Aerzte durchgeſetzt! (Lebh. Zuſtimmung.) Meine Herren! Das
möge nicht vergeſſen bleiben (Bravo.) Unſere ganze Hygiene ſeit
35 Jahren, wer hat fie gemacht? Wir! Wir ſind die Pioniere des
Geſundheitsweſens, und deshalb ſoll uns das Reich auch achten und
ſchützen (Langanhalt. ſtürm. Beifall.) Wenn am 1. Juli das Geſetz
in Kraft treten ſollte, dann müſſen ſelbſtverſtändlich die Verträge mit
den Kaſſen Aenderungen erfahren. Dann müſſen die Aerzte nicht nur
prozentuale Verbeſſerungen, ſondern ein des Arztes würdiges Honorar
verlangen. (Stürmiſcher Beifall und Bravorufe.)

Dr. Hartmann-Leipzig, mit ſtürmiſchen Bravo empfangen,
glaubt aus dem Verhalten ſchließen zu müſſen, daß die ewigen
Reibereien zwiſchen Aerzten und Krankenkaſſen den Regierungskreiſen
gar nicht ſo unangenehm ſind. Die Frage iſt ſpruchreif! Jch glaube,
wir .Aerzte wollen uns nicht von dieſem „Lauſekanal vor'n BVauch“
ſtoßen laſſen (Stürmiſche Heiterkeit.) Vor allen Dingen müſſen wir
der feſtgeſchloſſenen Organiſation der Krankenkaſſe eine feſtgeſchloſſene
Organiſation entgegenſetzen. Redner wendet ſich ſodann dem
Geraer Aerzteſtreik zu. Wenn die Geraer Kaſſen nicht
nachgeben, ſo würden ſie ſich eben einfach mit dem ärztlichen
Kehricht begnügen müſſen. Heiterkeit und Beifall.) Bis jetzt ſei es
jedenfalls gelungen, ärztlichen Zuzug von Gera fernzuhalten. Seitens
des Leipziger Verbandes ſei die Aerztebewegung in Gera unterſtützt
worden. Manches habe man in Gera gelernt. Das nächſte Mal werde
es noch beſſer gehen. Jedenfalls habe ſich bei dieſem Fall die Not
wendigkeit einer wirtſchaftlichen Vereinigung erwieſen. (Beifall.) Der
ärztliche Stand ſei es müde, ſich von Arbeitern und Geſellen Vorſchriften
machen zu laſſen er habe es auch ſatt, den Prügelknaben abzugeben
S die ſozialen Verſöhnungsverſuche des Staates! (Langanhaltender

eifall.)

Wort erhebt 7

Dr. Landsberger-Charlottenburg Die freie Aerztewahl
iſt im Jntereſſe der Allgemeinheit unbedingtes Erfordernis. Wenn die
jetzige Erbitterung beſeitigt iſt, wenn ſich nicht mehr Kaſſenärzte mit
Mißtrauen begegnen, werden ſich für die ſoziale Entwickelung neue Wege
zeigen. Die Konſuln werden dafür zu ſorgen-haben, daß das öffentliche
Wohl keinen Schaden erfahre. (Lebhafte Zuſtimmung.)

Dr. De Ahna- Stuttgart ſpricht gegen die zu weitgehende
Auslegung des Begriffs „unbemittelt“ in der Krankenkaſſenbehandlung.

Dr. Mugdan- Berlin verlangt, daß die ſreie Aerztewahl nach
den örtlichen Verhältniſſen eingerichtet werde. Unerſchütterlich müſſe
der Grundſatz verlangt werden Jeder Arzt, der will, kann mittun
jeder Patient kann jeden Arzt konſultieren. Die beſchränkte Aerztewahl
iſt eine beſchränkte Wehrpflicht! (Lebhaftes Bravo.)

Jn ſeinem Schlußwort erklärt Referent Hofrat Dr. Mayer-Fürth,
daß man den Geraer Aerzten bei ihrem Vorgehen die lebhafteſte An-
teilnahme entgegenbringe. Er hoffe, daß es zukünftig bei ähnlichen
Anläſſen gelingen werde, eine Form zu finden, die keinen Anlaß zu
Mißverſtändniſſen geben könne. (Beifall.) e

Der Vorſitzende ſtellt hierauf feſt, daß die geſamten Mitglieder des
Aerztevereinsbundes bis auf den kleinen Reſt von 300 vertreten ſind.
(Stürmiſches Bravorufen.)

Die Reſolution
nommen.

Nachdem noch mit großer Mehrheit beſchloſſen wurde, den nächſten
ordentlichen Aerztetag in Köln nicht hinauszuſchieben, ſondern noch in
dieſem Jahre abzuhalten, wird die Tagung mit einem Hoch auf den
Vorſtand um 3 Uhr nachmittags geſchloſſen.

Aus Nah und Fern.
Huldigungsfahrt der Autler.

Die Kaiſerhuldigung der Automobiliſten hatte am Sonnabend
abend die Schauluſt GroßBerlins gewaltig angeregt. Von der
Kirſchenallee hoch oben auf Weſtend durch ganz Charlottenburg und
den Tiergarten, und vor allem Unter den Linden erwarteten dicht
gedrängte Maſſen von Neugierigen den Wagenzug, der ſich zu einer
eigenartigen und impoſanten Kundgebung geſtaltete. Sammelpunkt
des Zuges war die Trabrennbabn auf Weſtend, wo Soldaten des
Eliſaoeihregiments und Mannſchaften der Charlottenburger Feuer
wehr zur Hilfeleiſtung bereit ſtanden. Die erſten Wagen trafen
ſchon vor 5 Uhr ein. Von den 300 gemeldeten blieben nur wenige
aus, Nummerntafeln erleichterten die Ordnung des gewaltigen
Zuges. Die meiſten der Wagen erſchienen ohne jeden Schmuck,
andere hatten ſich mit einigem n Laub oder Ge-
minden begnügt, noch andere hatten kleine Fähnchen angebracht,
wirklich geſchmackvollen Schmuck ſah man nur ſehr
vereinzelt. Wohl am ſchönſten war der Wagen Nr. 31, Herrn
Raki-Erkelenz gehörig. Ein blühender Baldachin, in dem kleine
Glühlampen eingeflochten waren, wölbte ſich über dem Gefährt.
Auch Wagen Nr. 112, Eigentum des Rittmeiſters MüllerSchöne-
berg, bildete mit ſeiner gelrönten Kaiſerinitiale und den leuchtenden
Wappentransparenten bildete einen Glanzpunkt der Veranſtaltung.
Herrlichen Biumenſchmuck, mit Bändern in den deutſchen Farben um-
wunden, zeigte der Wagen des Direktors Köhler- Berlin. Auch die
Wagen Nr. 72, Nr. 33, Nr. 169 zeichneten ſich durch reicheren Schmuck
aus. Ueber einem der Wagen las man in Flammenſchrift „Heil
unſerem Kaiſer“. Am Wagen Nr. 178 leuchtete ein elektriſches „W“.
Die Abfahrt verzögerte ſich etwas über die feſtgeſetzte Zeit. Um
6 Uhr 30 Min. gab Rotfeuer das Signal zur Abfahrt des im
poſanten Zuges. Jnnerhalb der Stadt Charlottenburg ging es in
langſamem Tempo mit 10 Kilom. Fohrgeſchwindigkeit als der Zug
dann den Tiergarten erreicht hatte, wurde eine etwas ſchnellere Fahrt
eingeſchlagen, ſo daß ſchon nach knapp 10 Minuten die Svitze das
Brandenburger Tor erreicht hatte. Hier machten die erſten 150
Wagen Halt und ließen die zweite Hälfte der Wagen links daneben
fahren. Als zweireihige Kolonne ging es dann die Linden hinab
bis zum Luſtgarten. Hier fuhren die Motorradfahrer längs der
Schloßterraſſe und nahmen an dieſer zwiſchen den Portalen IV und
V Aufſtellung. Die Automobilwagen rückten dagegen in 12 langen
Reihen auf. Die erſte dieſer Reihen bildeten die 6 Wagen des
Verbandspräſidiums. Die Wagen behielten ihre Front nach der
Kaiſer Wilhelmbrücke, die Breitſeite nach dem Schloſſe gerichtet.
Während des Au'marſches, der etwa 15 Minuten in Anſpruch nahm,
konzertierten Militär-Muſikkorps. Inzwiſchen waren die Allerhöchſten
Herrſchaften mit zablreichem Gefolge auf dem Balkon bezw. an den
Fenſtern des Schloſſes erſchienen. Nachdem der Aufmarſch, der ein
herriches Bild bot, beendet war, ſchwieg die Muſik und Rotfeuer
flammte auf. Unter lautloſer Stille ſprach ſodann General Becker:
„Se. Majeſtät, unſer Allergnädigſter Kaiſer und das ganze Kaiſerliche
Haus Hurra Hurra Hurra!“ Jubelnd ſtimmten alle Autler
in den Ruf ein, während die Muſik mit ſchmetterndem Tuſch und
mit der Nationalbymne einfiel, deren erſter Vers von der freudigſt
erreaten Menge geſungen wurde. Nachdem das Rotfeuer nun
wieder erloſwen, intonierte die Muſik den „Automobil-Galopp“,
ein originelles Muſikſtück, bei dem auch Huppenſignale mit ver-
wendet wurden. Wäh enddem hatte aufleuchtendes Grünfeuer das
Zeichen gegeben, daß die Betriebsmaſchinen wieder in Gang geſetzt
werden ſollten. Der Abmarſch erfoigte über die Kaiſer Wilhelm-
Brücke durch die Burgſtraße, über den Schloßplatz, die Schloßfreiheit,
am beleuchteten Nationaldenkmal vorbei, wo ein Muſikkorps ſpielte,
die Linden hinab und durch den Tiergarten bis zur Stadtoahn, wo
der Zug ſich auflöſte.

Das aus Anlaß der Huldigungsfahrt am 7. d. gefertigte, für
den Kaiſer beſtimmte Album, in dem alle Teilnehmer der Fahrt
verzeichnet ſind, lag für die Vertreter der Preſſe in den Räumen des
Automobilklubs zur Anſicht aus. Die Einzelblätter des Albums
ſind von dem Maler Kneiß in München, dem talentvollen Zeichner
des „Schnauferl“, gemalt worden und weiſen eine wahre Fülle des
liebenswürdigſten Humors auf. Der Einband iſt von Hulbe in
Hamburg in Leder geſchnitzt.

Die deutſche Automobilausſtellung iſt Sonnabend
nachmittag 3 Uhr in der Charlottenburger „Flora“ durch den
Prinzen Heinrich mit einem Hoch auf den Kaiſer feierlich er
öffnet worden. Vormittags 11 Uhr hatte der Vorſtand des
deutſchen Automobilverbandes am Denkmal Kaiſer Wilhelms I.
einen niedergelegt, deſſen Schleife die Aufſchrift
„Deutſcher Automobilverband“ trug.

wird hierauf einſtimmig ange-

Die Kaiſerin ſtattete am Sonnabend in Begleitung ihrer
Oberhofmeiſterin Gräfin v. Brockdorff und des Kammerherrn Grafen
v. Mülinen dem Eliſabeth-Kinder- Hoſpital in der
Haſenheide einen längeren Beſuch ab. Am Haupteingange
von dem Vorſitzenden des Kuratoriums, der Oberin, dem
Hausgeiſtlichen und den Anſtaltsärzten empfangen, richtete die
Kaiſerin freundliche Worte an jeden einzelnen der im
Schweſternſaal Verſammelten und beſichtigte alsdann die einzelnen
Stationen. Die Monarchin ließ ſich über den Zuſtand der Kinder
genau berichten und erkundigte ſich mehrfach bei den kleinen Patienten
nach ihren häuslichen Verhältniſſen, wobei es auch nicht an durch
ihre Natürlichkeit ſcherzhaften Antworten aus Kindermunde fehlte.
Die Kaiſerin verweilte länger als eine Stunde in dem Krankenhauſe.
Die Kaiſerin ließ ſich wie alljährlich im Königlichen Schloſſe die-
jenigen Mitglieder der Berliner Feuerwehr vorſtellen, welche bei
Ausübung des Dienſtes ſich beſonders ausgezeichnet beziehungsweiſe
Verlesungen erlitten haben.

Raubanfall mitten in der Stadt. Aus Jobannesburg (Süd-
afrika) wird vom 6. März gemeldet Heute wurde hier mitten in
der Stadt ein verwegener Raubanfall begangen. Zwei Zollbeamte,
welche 5000 Pfund nach der Bank traneportierten, wurden von zwei
Perſonen angegriffen, welche den Beamten Pfeffer in die Augenblieſen und ſie dann mit dem Geldſack niederſchlugen, den fie den
Zollbeamten entriſſen hatten. Das Geld wurde einem Dritten über
geben, der ſchleunigſt die Flucht ergriff. Er rannte dabei den

Direktor der Peycke Compagnie um, der tvtlich verletzt wurde, wurde
aber ſchließlich in dem Hauſe, in das er ſich geflüchtet hatte, feſt
genommen. Er nennt ſich Frank Goddard.

erdacht auf einem Hamburger Dampfer. Ueder den im



Hamburger Hafen liegenden Dampfer „Weſtphalia“ iſt die
uarantäne verfügt worden, weil in der Ladung tote

Ratten aufgefunden wurden, deren Verenden nicht auf ausgelegtes
Rattengift zurückgeführt werden kann. Die Schauerleute, welche bei
der Ladung gearbeitet haben, ſind im tropenbygieniſchen Jnſtitut einer
ärztlichen Unterſuchung unterzogen, ihre Kleidungsſtücke ſind des
infiziert worden. Die „Weſtphalia“ iſt in iſolierter Lage feſtgemacht
und nebſt der n in der vergangenen Nacht mit Kohlenoxydgas
desinfiziert worden. Nach dem bisherigen Ergebnis der Unterſuchung
iſt amtlich feſtgeſtellt, daß der Verdacht, die Ratten auf dem Dampfer
„Weſtphalia“ ſeien an Peſt verendet, begründet iſt. Erkrankungen
von Menſchen ſind nicht vorgekommen; die nötigen Vorſichts
maßregeln ſind getroffen.

reitag vormittag 10 Uhr hat ſichVulkanausbruch in Mexiko.
ein überaus heftiger Ausbruch des Vulkans Pico de Colima ereignet:.

Gerichtszeitung.
München, 8. März. rin W gegen dieStiftsoberin v. Heusler.) Jm Laufe des Zeugenverhöres
ſagte der Gatte der früheren Dienſtherrin der Wagner aus, daß
ein unerlaubtes Verhältnis zwiſchen ihm und letzterer nicht be
ſtanden habe. Andere Dienſtherrſchaften, bei denen die Wagner
früher im Hauſe war, ſagten durchweg günſtig für dieſe
aus. Die Beweisaufnahme wurde Sonnabend mittag beendet,
und nachmittags wurde mit den Plaidoyers begonnen. Darauf ſtellte
der Präſident als einzige Frage die auf Körvperverletzung durch
Beibringung von Gift. Die Geſchworenen verurteilten die ange
klagte Stiftsoberin Heusler zu ſechs Jahren Zuchthaus.
Der Staatsanwalt hatte ſieben Jahre Zuchthaus und zehn Jahre
Ehrverluſt beantragt.

Land wirtſchaftlicher Bauernverein des
Saalkreiſes.

II.
b. Halle a. S., 7. März.

Jn dem erſten Teil des Referates über die Generalverſammlung
des Landwirtſchaftlichen Bauernvereins des Saalkreiſes habvn wir über
den Kaſſenbericht, die Vorſtandswahl und über die Prämiierung
treuer Arbeiter und treuen Geſindes einiges mitgeteilt. Jn Ver-
folg der Sitzung iſt weiter zu berichten, daß der geſchäfts
führende Direktor der Landwirtſchaftskammer für die Provinz
Sachſen, Herr Dr. Rabe, über die Kammer einen um
faſſenden Vortrag hielt. Nach Mitteilung über das neue Verwaltungs-
gebäude der Kammer intereſſierten die Verſammlung detaillierende Dar
legungen über die Tätigkeit der Kammer und ihres Vorſtandes. Weiter
wies der Herr Direktor auf das erfreuliche Aufblühen des landwirt-
ſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſens in der Provinz Sachſen hin. Jn
den Berichten über die 8. Vollverſammlung der Kammer iſt
bereits hierüber Mitteilung gemacht worden, eine Wiederholung
erübrige ſich daher. Herr Ehrlich, der erſte Beamte für die Ver-
ſicherungsabteilung der Kammer, ſprach noch über die Durchführung des
Fleiſchbeſchaugeſetzes und die Organiſation des Vieh
verſicherungsweſens in der Provinz. Der Herr Referent
führte die durch das Fleiſchbeſchaugeſetz zu verfolgenden ſtrengeren
Maßnahmen über die Schlachtviehbeſchau (das iſt die Anterſuchung des
lebenden Tieres) und die Fleiſchbeſchau (das iſt die Unterſuchung
des geſchlachteten Tieres) dem Auditorium vor Augen und wies
auf die in der achten Vollverſammlung der Landwirtſchaftskamner ge-
faßte bezügliche Reſolution hin, die ebenfalls bereits vor wenigen Tagen
zur Kenntnis der Leſer gebracht iſt.

Provinz Sachſen und Umgebung.
Merſeburg, 7. März. (Zur Reichstagswahl.) Heute

rachmittag wurde im „Tivoli“ in einer ſtark beſuchten Vertrauens
nänner Verſammlung der Vereinigten Konſervativen“, des

„Patriotiſchen Vereins für den Kreis Merſeburg“, ſowie des
„Bundes der Landwirte“ der General- Direktor der
Landes-Feuer-Sozietät der Provinz Sachſen,
Herr Landrat a. D. Winkler Merſeburgals gemeinſamer Reichstags- Kandidat der
konfervativen Partei für den Wahlkreis
Merſeburg- Querfurt aufgeſtellt. Die Verſammlung
leitete Graf Hohenthal-Dölkau. Generaldirektor Winkler
entwickelte ſein politiſches Programm. Politiſch iſt der neue Reichs
tagskandidat als Landtagsabgeordneter für Weißenfels-Naumburg-
Zeitz tätig. Bis vor drei Jahren verwaltete er bekanntlich das Land
ratsamt des Kreiſes Zeitz, das er als Kanalgegner im Abgeordneten-
hauſe verlor. An der lebhaften Debatte beteiligten ſich namentlich die

Landtags Abgeordneten Graf Helldorff und Neubarth-
Wünſchendorf.

Dresden, 7. März. (Die Feſtung Königſtein.) Gegen
über der Blättermeldung, daß die Feſtung Königſtein aufhöre, ein mili
täriſcher Platz zu ſein, erklärt das Kriegsminiſterium im amtlichen
„Dresdner Journal“, daß das Aufgeben der Feſtung niemals in Frage
komme und daß demnach die bisher geltenden Beſtimmungen über den
Eintritt in die Feſtung ſich nicht ändernfwerden.

Telegramme.
Budapeſt, 8. März. Bei den heutigen Straßenkund

gebungen wurden im ganzen 60 Verhaftungen vorgenommen.
Um 28 Uhr hatten die Kundgebungen ihr Ende erreicht, da
die Menge von der Polizei zerſtreut wurde.

Montreal, 8. März. Heute geriet ein auf dem Lorenz
Strom im Bau begriffener, nahezu fertiggeſtelltr Dampfer
namens „Montreal“ in Brand und wurde völlig einge
äſchert, wodurch ein Schaden von etwa 500 000 Dollar ent-
ſtand. Um dem Feuer zuzuſchauen hatten Hunderte von
Perſonen das Dach eines Warenſchuppens am u
beſtiegen. Das Dach brach ein, eine Perſon kam dabei
ums Leben, über 100 erlitten Verletzungen.

Madrid, 9. März. Gelegentlich der geſtern ſtattgehabtenWahlen zum Generalrat kam es hier zu baßlveichen

Streitigkeiten. Wahlvorſteher wurden verhaftet,
zwei entzogen ſich ihrer Verhaftung durch die Flucht. Einer
derſelben hatte mehrere Senatoren mit einem Revolver be
droht. Auch in Barcelona, wo ſechs Republikaner und zwei

der kataloniſchen Partei gewählt wurden, kam es zu
nruhen.

Wetter Ausſichten auf Grund der Berichte der deutſchen Seewarte
in Hamburg. Nachdruck verboten.

Dienstag, 10. März Wolkig mit Sonnenſchein, meiſt kälter.
Mittwoch, 11. März Wolkig, vielfach heiter, windig.

Unſtrut.
1,30 7. März*Straußfurt 6. März 1,40] 0,10

Budweis 5. März 0,16 6. März 0,15 0,01
Prag 0,36 0,33 0,03
*Brandenburg 6. März 7. März
Oberpegel 2,36 236Unterpegel 1,96 1,96*Rathenow

Oberpegel 1,69 v 1,70 0,01Unterpegel 1,40 1,39 0,01*Havelberg 7 2,86 n 2,82 0,04
Elbe.

Pardubitz 5. März 0,60 6. März 0,55 0,051
Brandeis 1,10 0,95 0,151Melnik 0,72 0,55 0,17*Leitmeritz 6. März 0,45 7. März 0,36 0,090

Außig 5. März 1,07 6. März 0,98 0,09Dresden 6. März 0,46 7. März 0,57 0,11
Torgau 1,89 1,80 0,090Wittenberg 2,56 2,54 0,02Roßlau 2,05 2 2,05*Barby 2,38 2381 lMagdeburg u 2,02 2,00 0,02*Tangermünde 3,02 u 2,95 0,07
*Wittenberge 2,82 2,73 0,09*Lenzen e 2,87 2,89 0,02Dömitz 2,41 2,86 0,05*Lauenburg 2,46 u 2,44 0,02

Beobachtet in der Mittagszeit nach amtlichen Depeſchen der
Königlichen Elbſtrombau Verwaltung.

Börſen- und Handelsteil.
Tages Marktberichte.

Berlin, 7. März. Berliner Produktenbörſe.) Die
amtlich feſtgeſtellten Preiſe waren am Frühmarkt: Weizen havel-
länder 156.00 ab Bahn. Roggen märk. 132.00 bis 133.00
ab Bahn. Gerſte, leichte inländiſche Futtergerſte 126.00 bis
132.00 ſchwere 133.00-- 144.00 klamme mit Geruch 126.00
bis 133.00 ruſſ. 123.00-- 127.00 Hafer, märk., mecklenburg.,
pomm., preuß., poſen. und ſchleſ. fein 154.00 166. 00 mittel 144.00
bis 153.00 gering 137.00--143.00 gering mit Geruch 130.00
bis 142.00 ruſſ. 136. 00-- 140.00 Mais amerik. mixed 130.00
bis 131.00 Erbſen, inländ. und ruſſ. Futterware mittel 144.00
bis 152.00 C. feine 153.00 168. 900 Weizenmehl 00 19.75 bis
21.75 Roggenmehl 0 und 1 17.50 19.20 Weizenkleie 9.50
bis 10.00 Roggenkleie 9.60 bis 10.00 Miettagsbörſe:
Weizen märk. und havelländer 156.00 156.50 ab Bahn, Mai
159.50 159.75 Juli 162.25 162.50 Septbr. 164.00 bis
164.25 Roggen märk. und poſ. 133.00 ab Bahn, Mai
138.50 139.00 Juli 140.75 141.25 September 142.75 bis
143.25 Hafer, märk., mecklenb., pomm., preuß., poſ. und ſchleſ.
feiner 153.00 165.00 mittel 143. 00-- 152.00 geringer 136.00
bis 142.00 gering mit Geruch 130.00 142.00 Mai 135.25
Juli 137.25 Mais amerik. mixed 130.00 Mai 115.25 bis
115.00 Weizenmehl 00 19.75--21.75 Roggenmehl 0 und
1 17.50 19.20 Rüböl März 48.50 Br., Mai 48.70 48. 60
Oktober 48. 60 48. 50 48. 70 48. 60 Preiſe um 21 Uhr nicht
amtlich): Weizen Mai 159.75 Juli 162.50 Septbr. 164.25 C.
Roggen Mai 139.25 Juli 141.50 September 143.50
Hafer Mai 135.50 Juli 137.50 Mais März 122.75
Mai 115.00 Juli 113.00 Mehl Mai 18.15 Juli 18.50
Mark. Rüböl loko 48.70 März 48.50 AC., Mai 48.70 Oktober
48.70

NewYork, 6. März, 6 Uhr Abends. Warenbericht.
(Die geſtrigen Notierungen ſind eingeklammert beigefügt.) Baum
wolle-Preis in New-York 10,00 (10,10), Lieferung Mai 9,60
6 Lieferung Juli 9,40 (9,59), in New Orleans 9
911 Petroleum, Stand white in New York 8,20 (8,20),Philadelphia 8,15 (8,15), Rafined (in Caſes) 10,50 (10,50), Credit

Schmalz, Weſtern ſteam
in

Balances at Oil City 1,50 (1,50),
10,30 (10,20), Rohe Brothers 10,40 (10,25), Mai s*) per
März 56 (57), Mai 53 (523 Juli 507 (530x),
Weilzen**) rother Winterweizen loco 81 (818), Weizen per März
837, (82 per Mai 805/ (805/ per Juli 771 (77 per
Sept. 755 (75x), Getreidefracht nach Liverpool 1x (1x),
Kaffee ſair Rio Nr. 7 55 (58/ Rio Nr. 7 per
April 4,30 (4,30), per Juni 4,50 (4,50), Mehl, Spring Wheat
clears 3,05-—3,10 (3,05--3,10), Zucker 35 (3V, Zinn 30,25
bis 30,75 (30,00-—-30,75), Kupfer 18,62 14,00 (18,50 13,75).

Tendenz Mais: feſt.
Tendenz Weizen ſtetig.

Chicago, 6. März, 6 Uhr Abends. Warenbericht.
(Die geſtrigen Notierungen ſind eingeklammert beigefügt.) Weizen
per Mai 76 (755,), per Juli 72 (72), Mais per
Mai 478 (46X), Schmalz per März per Mai 10,07x
(10,00), Speck ſhort clear 10,00--10,25 (10,00--10,25), Pork per
Mai 18,37x (18,20).

m

und Produktenberichte.
Getreide

Hamburg, 7. März. Weizen ruhig, holſteiniſcher und mecklen
burgiſcher 162--154. Hard Winter Nr. 2 März-Abladung 133. Roggen
ruhig, ſüdruſſiſcher ruhig, Pud 20/25, MärzAbladung 104, holſtein.
und mecklenburgiſcher 140--142. Mais ruhig, 125--127, runder 93,
ruhig, Gerſte ruhig.

Wien, 7. März. Weizen per Frühjahr 7,67 Gd., 7,68 Br.,
per MaiJuni Gd., Br. Roggen per Frühjahr 7,01 Gd., 7,02
Br., per MaiJuni Gd., Br. Mais per MaiJuni Gd.,

Br. Hafer per Frühjahr 6,30 Gd., 6,31 Br.
Peſt, 7. März. Weizen loko beſſer, do. per April 7,68 Gd.,

7,69 Br., per Mai 7,66 Gd., 7,57 Br., per Oktober 7,56 Gd., 7,57 Br.
Roggen per April 6,78 Gd., 6,79 Br., per Oktober Gd., Br.
Hafer per April 6,06 Gd., 6,07 Br., per Okkober Gd., Br.
Mais per Mai 6,17 Br., 6,18 Gd., per Juli 6,22 Br., 6,23 Gd.

Parieé, 7. März. (Anfang.) Weizen feſt, per März 22,40,
per April 22,70, per MaiJuni 22,95, per MaiAuguſt 22,90. Roggen
matt, per März 16,25, per Mai- Auguſt 16,25.

Paris, 7. März. (Schluß.) Weizen behauptet, per März 22,40,
per April 22,65, per Mai Juni 22,90, per Mai-Auguſt 22,95,
Roggen ruhig, per März 16,25, per MaiAuguſt 16,25.

Antwerpen, 7. März. Weizen behauptet, Roggen ſfeſt, Hafer
ruhig, Gerſte feſt.

London, 7. März. An der Küſte 2 Weizenladungen angeboten.
Amſterdam, 6. März. Weizen auf Termine geſchäftslos, do.

per März do. per Mai Roggen auf Termine geſchäftslos, do.
per März do. per Mai

Waren

Kaffee.
Hamburg, 7. März, vormittags. KaffeeTermin Notirungen.

Nur für Good. average Santos. März 274, Mai 272/,, September
28 Dezember 29 Tendenz: Behauptet.

Hamburg, 7. März, nachmittags. KaffeeTerminNotierungen.
Nur für Good average Santos. März 271 G., Mai 28 G., Sept.
28 G., Dezember 29 G. (Alles Geld.) Tendenz Behauptet

Anmſterdam, 7. März. Java-Kaffee good ordinary 28.
Havre, 7. März. Kaffee. (Anfangsbericht). Kaffe in Newyork

chloß unverändert, bis 5 Punkte niedriger. Zufuhren in Rio 7 000
ack, in Santos 20 000 Stack.

Havre, 7. März. (Schlußbericht.) Kaffee. Good average Santos
März 334, Mai 33/,, Juli 341, September 348,, Dezember 353.
Tendenz: Ruhig.

r enbnez, 7. März. Petroleum behauptet. Standard white loko

5 Antwerpyen, 7. März. Petroleum. Raff. Type weiß loko 21
bez., Br., do. per März 21 Br., do. per April 211/, Br., do. per Mai
21/, Br. Tendenz: Feſt.

Sviritus.
Nordhauſen, 6. März. Branntwein 40 Vol. für 100 Kilogr.

105--106 Ltr.) 57,50--59,50 Mk. Branntwein 45 Vol. für 100
ilogr. (106--107 Ltr.) 63,50-—65,50 Mk., ohne Faß ab Brennerei,

nach Angabe der Kommiſſion der Branntweinfabrikanten durch die
Handelskammer notiert.

F Hamburg, 7. März. Spiritus ruhig, März 137/„ Br., 138/ G.
März-April 1377,Br., 1387.G., April-Mai 137 Br., 138 G., Mai-
Juni 137/, Br., 133 G.

Paris, 7. März. (Anfangsbericht.) Spiritus behauptet, März
44,50, April 45,00, Mai Auguſt 45,75, September- Dezember 38,00.

Paris, 7. März, (Schlußbericht.) Spiritus feſt, März
45,00, April 45,25, Mai Auguſt 45,00, September- Dezember 38,00.

Hülſenfrüchte.
Nagdeburg, 7. März. Erbſen, gelbe zum Kochen, 18,00 bis

22,00 Mk., Speiſebohnen (weiße) 21,00-—36,00 Mk., Linſen 18,00 bis
30,00 Mk. alles für 100 kg.

Helſaaten. Oele. Fettwaaren.
Hamburg, 7. März. Rüböl ruhig, loco 48,50.
Köln, 7. März. Rüböl loco 52,56, Mai 50,50.
Amſterdam, 7. März. Leinöl loco

MärzMai 25, JuniAuguſt Sept.Dez. 23,00.
Hamburg, 6. März. Schmalz. Amerik. Steam 50 Mk., do.

raff. in Tierces, Marke Armour's Spezial 51 Mk., do. do. Chamber
lain, Roe u. Co. 51 Mk., do. do. Choice Grocery 51 Mk., div.
Marken 50 -50 Mk. Alles per 50 Kilogr. netto tranſito.

Paris, 7. März. (SchlußBericht.) Rüböl ruhig, März 51,25,
April 52,25, Mui Auguſt 53,50, Sept. Dez. 55,00.

Kartoffeln. Stärke. Kartoffelmehl.
Berlin, 7. März. Kartoffelſtärke 18,75 Mk., Kartoffelmehl

18,75 Mk., feuchte Stärke 10,30 Mk.
Hamburg, 6. März. Kartoffelſtärke 182 188, Mk., Lieferung

April-Mai 19 19 Mk., Kartoffelmehl, prompt 19--19 Mk.,
Lieferung AprilMai 19--191 Mk., Superior-Stärke 191, 1987, Mk.,
Superior-Mehl 19 20 Mk. per 100 Kilogramm.

März 25!/,,

on Magdeburg, 7. März. Eßkartoffeln 5,00-—-6,00 Mk. für
1 S. Fleiſch. Butter. Eier

Magdeburg, 7. März. Rindfleiſch im Großhandel 0,95 bis
1,04 Mk., von der Keule 1,40 1,60 Mk., Bauchfleiſch 1,20-—1,30 Mk.
Schweinefleiſch 1,40-—1,60 Mk., Kalbfleiſch 1,30 1,50 Mk., Hammel
fleiſch 1,30 1,50 Mk., Speck, geräuch., 1,60 1,80 Mk., Eßbutter 2,20 bis
2,60 Mk., alles für 1 Kg, Eier für 60 Stück 3,20—3,60 Mk.

Fiſche.
Hamburg, 6. März. Die heutigen Engrospreiſe ſtellten ſich je

nach Qualität per Pfund Steinbutt, große und mittel 175--185 Pfg.,kleine 130--140 Pfg., Seezungen, groſe 205--215 Pfg., kleine 150 bis

160 Pfg., däniſche Pfg., Kleiße, große 90 105 Pfg., kleine
60--70 Pfg., Rotzungen 65--75 Pfg., Schollen, große 70 75 Pfg.,
mittel 50-—65 Pfg., kleine 50-—55 Pfg., lebende Karpfen Pfg.,
Schellfiſche, große 25--35 Pfg., mittel 18 Pfg., kleine 18-—23

fg., Cabliau, große 18--22 Pfg., kleine 15-—20 Pfg., Seehechte 35--45
fg., Lengfiſch 18--19 Pfg., Blaufiſch 17—-19 Pfg., Knurrhähne 12 bis

13 Pfg., Dorſch 20-25 Pfg., Rochen 14——15 Pfg., Elblachs 225 Pfg.,
Lachs, rothfl., 210 Pfg., Silberlachs Pfg., Lachsforelien
150--250 Pfg., Zander 70--75 Pfg., Flußhechte 55— 65 Pfg., Schnepel
40--50 Pfg., Barſe 40--45 Pfg., Brachſen 35--40 Pfg., Hummern,
lebende 250--260 Pfg.

Stroh. Hen.
Magdeburg, 7. März. Richtſtroh 4,00--4,50 Mk., Krumm-

ſtroh 3,00-—3,50 Mk., Heu 6,00-—-7,00 Mk. für 100 kg.
Baumwolle und Wolle.

Bremen, 7. März. Baumwolle. Matt. Upland middling
loco 50 Pfg.

Antwerpen, 7. März. Wolle. LaPlata-Zug Type B. April
4,85 Käufer, November 4,85 Verkäufer. Ruhig.

Havre, 6. März. 34 Uhr. Wolle. März 144,50, Juli
147,00. Tendenz Ruhig.

Liverpool, 7. März. (Schluß-Bericht.) Baum wolle. Um
ſatz 10 000 Ballen, davon für Spekulation und Export 1000 Ballen.
Tendenz Williger.

Amerikan. good ordinary Lieferungen Stetig.
Per März 5,12, Per Juli- Auguſt 5,16,

h 5,12, „AunuguſtSept. 5,06,„April-Mai 5,14, 1 Sept.Okt. 4,83,MaiJuni 5,16, Okt.“Nov. 4,62,ZDuni-Juli 5,16, Nov.Dez. 4,57.
Metalle

Amſterdam, 7. März. Bancazinn 81.London, 7. März. Silber 225/8 Lſtrl., ChiliKupfer 60/ Lſtrl.,
per 3 Monate 60 Lſtrl., Blei ſpan. 13/16 Lſtrl., engl. 13 LſtrlZinn 136* Lſtrl. Zink 217/g Lſtrl.

Glasgow, 7. März. (Schlußbericht) Roheiſen. Mixed
numbers warrants 56 sh. 9 d. Warrants Middlesborough 50 sh. 73 d.

Düngemittel.
Hamburg, 6. März. (Chile-Salpeter.)

Lager 8,65.

Rio de Janeiro, 6. März. Wechſel auf London 12

Loco ab

Verantwortlich: Für Politik und Feuilleton i. V.: Otto E. Neumann für
Provinz und Allgemeines: Otto E. Neumann für Lokales Erich Veuthuer;
für den Börſen- und Handelsteil: Adelbert Kirſten, ſämtlich in Halle a. S. Alle
die Redaktion betreffenden Zuſchriften ſind nicht perſönlich, ſondern lediglich „An
die Redaktion der Halleſchen Zeitung in Halle a. S.“ zu adreſſieren.

FamilienNachrichten.

TodesAnzeige.
Geſtern abend 10 Uhr entſchlief nach längerem Leiden

unſer lieber Gatte und Vater, der

Waſſerſtände. Raps.bedeutet über, unter Null.)) en eder re J Je Rapsſaat. Holſtein., mecklenburger und Rentier August Lauffer

Saale. en a Guger. im 79. Lebensfahre.Zu 8. März 2,00 9. März t 2,00 r n 79 w. Halle a. S., den 7. März 1903.rotha 2,40 2,48 0,08 Produkt Baſis 88 endement neue Uſance, frei an Bord. Ham*Alsleben 6. März 3 2/02 7. März 204 002 burg per März 16,98, per April 17,00, per Mai 17,10, per Auguſt Die trauernden Hinterbliebenen
S w. 1, 16 1,67 o per Oktober 18,50, per Dezember 18,40. Ruhig. Die Beerdigung findet Dienstag nachmittag 25 Uhr vonCalbe, Obp. 1,70 1,70 London, 7. März. 969/0 Proz. JavaZucker loko 9X nominell, der Kapelle des Nordfriedhofes aus ſtatt.

do. Untp. 1,34 1,86 0,02 Rüben Rohzucker loko 8 ſh. 41 d. Käufer.

Peckolt Raalce, Bankgeschäft, Halle a. S., Riehbeckplatz, An a. VerKkaut von Wertpapieren, Einlösung von Conpons, Verzinsuns
ron Bareinlagen., Conto-Corrent-, Wechsel-, HypotheKenverkehr-

Für die Inſerate verantwortlich: Otto Brakel. Halle a S Mit I Veſſage.
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